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14 B B uchha ltung  
O rgan isation 

______  I Monatsabschluß

Über die Schwierigkeiten der Zenlralbuchhaltung beim Monatsabschluß wird hier auf Wunsch 
aus dem Leserkreise (eine A.-O.) berichtet.

Jede Zentralbuchhaltung, in welcher die Ge­
schäftsvorfälle und Berichte aus mehreren Be­
triebstätten verbucht werden, wird mit einer Ver­
spätung von i bis 3 Wochen den Monatsabschluß 
vornehmen, sofern gebundene Bücher vorhanden 

sind.

Diese Schwierigkeit besteht mithin ganz beson­
ders bei der italienischen Form der doppelten Buch­
führung und im verringerten Maße bei der Führung 
eines amerikanischen Journals.

Es ist aber nicht damit getan, ein altes und in 
vielen Fällen bewährtes Buchführungsystem durch 
ein modernes Verfahren zu ersetzen, wenn es sich 
um Schwierigkeiten wie in diesem Falle handelt.

Hier gilt es, nicht nur zu ermöglichen, daß alle 
den alten Monat betreffenden Fälle noch in diesem 
verbucht werden, sondern auch zu erreichen, daß 
der laufende Monat spätestens vom dritten Werk­
tag an ä jour bleibt.

Grundsätzlich gilt als Regel,

daß beide Ziele nur durch ein modernes Buchungs­
verfahren mit losen Blättern oder Karten als Grund­
buch wie als Einzelkonto erreicht werden können. 
Nebensächlich ist es aber, ob die Buchführung 
maschinell oder manuell vor sich geht, oder ob mit 
Hilfe des Umdruck-Verfahrens.

Bezüglich der Verwendung von Buchungsmaschinen 

seien jedoch noch folgende Bedenken aufgeführt:

1. Lohnt sich die Anschaffung einer Ersatzmaschine, 
um bei Ausfall Ersatz verfügbar zu haben?

2. Soll jedes Konto sofort be- bzw. entlastet werden, 
macht es da organisatorisch keine Schwierig­

keiten und Doppelarbeit, die betr. Konten heraus­
zusuchen und später wieder einzusortieren ? Be­
sonders bei großem Konto-Korrent-Verkehr ?

3. W ird die Maschinenbuchführung bei genauer 
Kalkulation nicht teurer, als eine beliebige 
manuelle Buchführungsmethode nach dem Durch­
schreibesystem ?

4. Stehen genügend eingearbeitete Kräfte zur Ver­
fügung, um in Urlaubszeiten, bei Krankheits­
fällen und in Konjunkturzeiten die Maschinen 

besetzen zu können?

Außer diesen hauptsächlichen Gesichtspunkten 
gibt es noch eine ganze Anzahl kleinerer, aber 
organisatorisch wichtiger Fragen, die von Fall zu 

Fall zu prüfen wären.

Die Schwierigkeiten der Zentralbuchhaltung

liegen nun im Einzelnen ganz besonders darin, daß 
Kassen-, Lohn- und Betriebsberichte über Pro­
duktion, Versand usw. seitens der Unterbetriebe 
oft mit einer Verspätung bis zu 3 Wochen eingehen 
können. Es gilt mithin, die Möglichkeit zu schaffen, 
diese Berichte noch in dem betr. Monat zu ver­
buchen, ohne die laufende Arbeit zu beeinträchtigen.

Welche Konten werden nun noch für rückliegende 
Zeiten benötigt?

Hier handelt es sich durchweg um Hauptbuch- 
Konten zur Aufnahme der bezahlten Unkosten, 
Löhne, Gehälter, Miete, Frachten und sonstiger 
Ausgaben einerseits, und der Entlastung der ein­
zelnen Kassen-Verrechnungs-Konten der Unter­

betriebe andererseits.
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Diese kurze Feststellung genügt bereits, 
um festzustellen, daß alle Konto-Korrent-Konten 
der Hauptbuchhaltung durch die Nachzügler nicht 
betroffen werden.

Die Hauptbuchhaltung muß daher als Hauptbuch­
konto

führen z. B.:
Kassen-Verrechnungs-Konto Hamburg 
Kassen-Verrechnungs-Konto Mannheim 
Kassen-Verrechnungs-Konto Stuttgart usw., 

ferner die einzelnen Sach- oder Unkosten-Konten, 
wie z. B.:

Lohn-Konto 
Unkosten-Konto 
Frachten-Konto usw.,

wobei außerdem, falls es notwendig ist, für jeden 
Unterbetrieb ein derartiges Konto geführt werden 
kann.

Mit der Errichtung dieser Konten allein ist es 
jedoch nicht getan, diese bestehen letzten Endes 
auch bei der ältesten Buchungsmethode.

Der Unterschied besteht darin, 

daß man bei Karten oder losen Blattbüchern und 
Konten jeden Monat in sich abschließt, d. h. jeden 
Monat mit neuen Konten beginnt und die End­
zahlen des endgültig abgeschlossenen Monats in das 
Hauptbuch überträgt, nach welchem sodann die 
Monatsbilanz, wie üblich, angefertigt wird.

Es ist nicht erforderlich,

tatsächlich jeden Monat eine neues Konto einzu­
richten. Es genügt vielmehr, wenn für jedes Haupt­
buchkonto zwei Kontenkarten bestehen, und zwar 
eine solche für die geraden und eine solche für die 
ungeraden Monate. Dieses System, welches ich 
in einem Unternehmen mit über 20 Unterbetrieben 
eingeführt habe, die sich an ebenso vielen ver­
schiedenen Orten befinden, ermöglichte es, die Ver­
zögerung von 14 auf genau 2 Tage herabzudrücken. 
Dieser letzte Verzögerungsrest, um mit den Bu­
chungen des laufenden Monats beginnen zu können, 
ist auf die größere Anzahl der Buchungen am 
Monatschluß überhaupt zurückzuführen. Die den 
alten Monat noch betreffenden Buchungen hindern 
aber absolut nicht, stets ä jour zu sein.

Nun kommen aber auch noch einzelne Buchungen vor,

welche unter Buchschulden oder Forderungen des 
alten Monats verbucht werden müßten, während 
ein Ertrags-, Sach- oder Unkostenkonto ent- oder 
belastet werden müßte. Wesentlich ist bei diesen 
Buchungen grundsätzlich nur der letzte Buchungs­
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gang —  aus welchem Grunde ich die Buchforderung 
oder Schuld über ein Übergangs- oder Konto-Tran- 
sito nehme und im nächsten Monat ausbuche.

Die Verbuchung über ein Uebergangskonto

läßt sich nicht vermeiden, sofern man die Möglich­
keit besitzen will, die Konto-Korrent-Salden der 
Kunden und Lieferanten mit dem Hauptbuch ab­
zustimmen.

Die losen Journalbogen

einer jeden Kategorie werden monatlich in sich 
numeriert, wobei als Kennzeichen immer der 
Buchungsmonat gilt. Es ist daher notwendig, daß 
in der Datumspalte stets der Monat verbucht ist, 
unter dem die Buchung vorgenommen wird. Das 
Datum der Rechnung muß in solchen Fällen, wenn 
es bereits das des folgenden Monats ist, in der Text­
spalte erscheinen.

Eine andere Möglichkeit,

wenn es aus bestimmten Gründen nicht angängig 
ist, jeweils zwei Konten zu führen, besteht darin, 
daß die Buchungen der Monate Januar, März, 
Mai, Juli, September, November mit rotem Farb­
band und rotem Kohlepapier vorgenommen werden. 
Die anderen Monate werden sodann logischerweise 
mittels schwarzer Bänder usw. ausgeführt.

Entsprechend dieser Maßnahme und der Ver­
buchung jeweils zweier Monate müssen die Konten­
karten auch zwei Additionszahlen und Übertrag^ 
haben, bis der letzte Monat endgültig abgeschlossen 
und in das Hauptbuch übertragen ist.

Selbst bei saldierenden Buchungsmaschinen 

besteht hier keine Schwierigkeit, da z. B. im Januar 
Saldovortrag, Text, zu buchender Posten und neuer 
Saldo rot erscheinen müssen, wobei für Saldovor­
trag und neuen Saldo nur die Ausnahme zulässig 
ist, daß hier der Posten in der entgegengesetzten 
Farbe erscheint, wenn es sich z. B. anstatt um 
einen Debet-, um einen Kreditsaldo handelt.

Vorzuziehen ist auf jeden Fall

das erstgenannte Verfahren, weil hier die Posten, 
die einen Monat betreffen, gesammelt erscheinen. 
Ein weiterer Vorteil für die doppelte Führung der 
Sachkonten und sonstigen Hauptbuchkonten liegt 
ferner darin, daß die mit dem Buchabschluß be­
traute Person nach Vornahme der letzten Buchung 
in Ruhe und ohne Störung die Zahlen verarbeiten 
kann, der Abschluß also reibungslos von statten 
geht.

Karl F e c h t n e r .
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6 B B ilanz
Steuerbilanz
G ew innausschüttung

„Verdeckte Gewinnausschüttung*4 — sagt das Finanzamt
Ein Aubsprucli, der sich bei der meist jetzt erfolgten Zustellung der Steuerbescheide 

recht unangenehm auswirkt. Hier eine Anzahl von Gesichtspunkten, die Ihnen die Nach­
prüfung der Berechtigung des Ausspruchs erleichtern wird.

V e r d e c k t e  G e w i n n a u s s c h ü t t u n g  is t 
jeder V o rte il, den eine Erwerbsgesellschaft außer der 
D iv idende ih ren  Gesellschaftern m it  R ücks ich t a u f ih re  
E igenschaft als Gesellschafter zuwendet. Solche unent­
ge ltliche  Ü bertragung von Vermögen der Gesellschaft 
findet sich in  den m ann ig fa ltig s ten  Form en.

I.

Besonders typische Fälle der verdeckten Gewinnver­
teilung

kom m en v ie lfach  bei der G. m . b. H . durch  A n s t e l ­
l u n g  v o n  G e s e l l s c h a f t e r n  a l s  G e s c h ä f t s ­
f ü h r e r  vo r. In  dieser H in s ich t ha t R F H . w iede rho lt 
ausgesprochen, daß Vergü tungen (G ehä lte r und  T an­
tiem en) an G eschäftsführer als n ic h t abzugsfähige 
Posten angesehen werden können, sofern diese Beträge 
u n te r B e rücks ich tigung  des Um fanges und der E rtrag s ­
aussichten des U nternehm ens in  so großem M iß v e rh ä lt­
nisse zum  W erte  der D ienstle istungen stehen, daß an­
genom m en werden m uß, es solle n ic h t n u r die T ä tig ­
k e it en tlo hn t, sondern zug le ich G ew inn v e rte ilt  werden. 
E in  solcher F a ll lie g t vo r, wenn z. B. nach Abzug der 
Tantiem en n u r ein G ew inn von run d  RM . 5000.—  ver­
bleiben w ürde, was bei einem  vorhandenen Betriebs­
ka p ita l von R M . 200 000.—  eine V erz insung  von 
n u r 2 ,5%  bedeutet, w ährend bei der Z urechnung  der 
Tan tiem en  sich eine V erzinsung von 6— 7%  erg ib t. In  
diesem Falle  is t eine A bzugsfäh igke it der Tan tiem en n ich t 
gegeben. D ie G ew innverte ilungsabsicht lie g t umso näher, 
wenn die Tan tiem en erst k u rz  vo r A b la u f des Geschäfts­
jahres zugesichert werden, also zu e iner Z e it, wo das 
G ewinnergebnis bereits zu übersehen ist.

N ich t zulässig is t es auch, eine Tantiem e an die Ge­
schä fts füh re r de ra rtig  festzulegen, daß sie zw ar in  Pro­
zenten vom  G esamtgewinn n ic h t überm äßig  hoch er­
scheint, a b s o l u t  g e s e h e n  a b e r  s o  h o c h  
ist, daß sie bei w e item  die S u m m e  ü b e r s c h r e i t e t ,  
die in  einem  gleichen Falle  e i n e m  n i c h t b e t e i l i g ­
t e n  G e s c h ä f t s f ü h r e r  z u g e b i l l i g t  w o r ­
d e n  w ä r e .

Eine Geschäftsführertantieme, die in einer festen 
Summe 2ugesicbert ist

und  sich im  Rahm en des a llgem ein  Ü b lichen  h ä lt, ka n n  
jedoch n i c h t  als verdeckte G ew innausschüttung be­
hande lt werden, auch w e n n  s i e  i n  s c h l e c h t e n  
J a h r e n  d e n  g a n z e n  G e s c h ä f t s g e w i n n  
a u f  z e h r t .  (R F H . U r te il vom  30. 10. 28 —  I  A  3 88 / 
28 — .)

Bei B eu rte ilu ng  der Frage, ob eine verdeckte G ew inn­
ve rte ilu n g  vo rlie g t, is t fe rne r zu beachten, daß n ic h t 
im m e r die Verhältn isse n u r eines W irtscha fts jah res , 
sondern

die Ziffern mehrerer Jahre entscheiden.
(R F H . U rte il in  B D . 26 /69 .) A lso erst dann, w enn  nach 
sachgemäßer P rü fu ng  u n te r B e rücks ich tigung  m eh re re r 
W irtsch a fts ja h re  sich e rg ib t, daß die G ehälter und  T an­
tiem en der G ese llschafter-G eschäftsführer am  Jahres­
gew inn gemessen und auch in  H in s ich t a u f die o rts ­
üb liche  Höhe überm äßig hoch angesetzt s ind, kan n  der

überschießende T e il dem Geschäftsgewinn w ieder zuge­
schlagen werden. Denn sind „d ie  V ergü tungen  so hoch, 
daß sie dauernd den zu erw artenden Gescffäftsgew inn 
vo rauss ich tlich  vo ll oder zum  T e il aufzehren, so w ird  die 
Versagung der A bzugsfäh igke it z u  e i n e m  e r h e b ­
l i c h e n  T e i l e  regelm äßig ge rech tfe rtig t sein“ . 
(R F H . U r te il in  Bd. 6 /266.)

E in  ähn liche r F a ll lie g t auch vor, w enn eine G .m .b .H . 
fü r  die spätere E rfü llu n g  einer

Pensionsverpflichtung gegenüber dem Gesellschafter- 
Geschäftsführer

in  ähren B ilanzen  eine R uhegehaltsrücklage e ingerich te t 
hat. Diese R ücklagen, soweit sie eine überm äßige Ruhe­
gehaltsversorgung gewährle isten sollen, haben die Rechts­
n a tu r  e iner G ew innverte ilungsreserve. D ie ih r  jew e ils  
zugewiesenen Beträge können ebenso w enig  s teuerfre i 
belassen werden w ie sogleich ausgeschüttete Gewinne.

Da D a r l e h e n s z i n s e n  fü r  die einem  U n te r­
nehmen geliehenen K a p ita lie n  abzugsfähige W erbungs­
kosten sind, w i l l  m an v ie lfach  au f dem Wege der ver­
deckten K ap ita le in lage

durch Entnahme von Zinsen den Geschäftsgewinn 
schmälern.

Dies kann  geschehen durch Darlehen der Gesellschafter 
selbst, w ie auch du rch  D arlehen, die von  seinen V er­
w and ten  (E he frauen , K in d e rn  u. a. m .) gew ährt werden. 
A ber auch h ie r h a t die Rechtsprechung der Steuergerichte 
e ingegriffen. „D a rle h e n , die von  Ehefrauen der Gesell­
schafter an die Gesellschaft gegeben werden, können vom  
Betriebsverm ögen n ic h t abgezogen werden, w ie auch die 
gezahlten Z insen keine W erbungskosten sind, w enn die 
D arlehensgew ährung im  w irtsch a ftlich e n  Endergebnis 
au f eine E rhöhung  der sachlichen B e te iligung  des Ehe­
m anns h in a u s lä u ft.“  (R F H . U r te il vom  10. 1. 28 —
I A  478/27 — .)

Entscheidend fü r  die Frage, ob bei solchen Darlehen 
reine Geschäftschulden vorliegen, is t die Tatsache, 
ob sich

eine Gewährung der Beträge lediglich als reines 
Kreditgeschäft u

erw eist (d. h . daß n u r ein m ehr oder w en iger ku rz fris tiges  
D arlehen vo rlie g t, durch  welches die geschäftlichen V er­
hältn isse an sich n ic h t b e rü h rt w erden), oder ob die 
G e ldm itte l dem Betriebe dienen (dadurch, daß sie dem 
B etrieb  dauernd und une ingeschränkt zu r V e rfügung  
gestellt werden und a u f die Quelle der R e n ta b ilitä t fo r t ­
gesetzt be fruch tend  w irk e n .) (V g l. R F H . U r te il vom  
29. 5. 29 —  I  A  b 215/29 — .) Is t  das le tztere der F a ll, 
so lie g t s teuerlich  eine Stam meinlage vo r, und Abzugs­
fä h ig k e it der Z insen ko m m t n ic h t in  Frage. Daß die 
Beträge jede rze it zu rü ckve rla n g t werden können, is t 
n ic h t ausschlaggebend, da die G läubiger, z. B. die Ehe­
frauen  der Teilhaber, eine E n tz iehung  der K a p ita lie n  
im  ungeeigneten Z e itpunk te  aus w ir tsch a ftlich e n  E r­
wägungen n ic h t verlangen werden. Es müssen also be­
sondere Um stände dargetan werden, w enn e in  D arlehen 
als w illk ü r lic h e  oder irre führende Bezeichnung fü r  e ine
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in  W irk lic h k e it  vorgenom mene E inzah lung  e iner Stam m ­
einlage erwiesen werden so ll:

Haben z. B. die Gesellschafter g le ichm äß ig der G. m . 
b. H . Geldbeträge geliehen, s ta tt eine K ap ita le rhöhung  
vorzunehm en, gerade um  sich die S te llung als Gesell­
scha ft-G läub iger zu sichern und ein D arlehensverhä ltn is  
m it  seinen rech tlichen  Folgen zu begründen, so kann  
steuerlich  ke ine B ete iligung  k o n s tru ie rt werden.

I I .

Manche Gesellschaften pflegen Teile ihres Geschäfts­
gewinnes in  versch le ierter F orm  auszuschütten, indem  sie

eine übermäßige Bewertung der Leistungen der Ge­
sellschafter

vornehm en. D erartige  M an ipu la tionen  s ind steuerlich  
unzulässig und müssen zu einer E rhöhung  des R ein­
gewinnes füh ren . A lle  solch kü n s tlich  geschaffene ,,Aus­
gaben“  sind n ic h t abzugsfähig bzw. müssen dem dekla­
rie rte n  B ilanzgew inn  ganz oder te ilweise, je  nach der 
Sachlage des Falles w ieder h inzugesetzt werden. Denn 
jeder V o rte il, den die Gesellschaft ih ren  Te ilhabern unent­
g e ltlich  zuwendet, m uß als E n tnahm e behandelt werden 
und is t demgemäß zu berücksichtigen.

Eine verdeckte G ew innausschüttung kann  da rin  liegen, 
daß eine G. m . b. H . den gründenden Gesellschaftern 
oder deren Rechtsnachfo lgern

eine in zivilrechtlich gültiger Weise zugesagte 
Gründerprovision

in  F orm  einer laufenden G ew innbete iligung  auszahlt. 
Dieser un te r U nkosten verbuchte Posten ist ganz als 
G ewinn zu versteuern, w enn n ic h t du rch  e in  Sachver­
ständigengutachten nachgewiesen w ird , daß ein T e il der 
P rov is io n  angemessen w a r und als w irk lic h e  W erbungs­
kosten zu behandeln ist. Manche

Gesellschaften, die die Produkte ihrer Aktionäre an­
kaufen

u n d  vertre iben, gehen dazu über, die L ie fe rungen der- 
at t ig  hoch zu bezahlen, daß eine starke Senkung des 
Gesellschaftertrages he rbe ige füh rt w ird . V e rdeckte r Ge­
w in n  lie g t h ie r schon insow e it vo r, als der Preis, der bei 
der H ere innahm e der zu verkaufenden W are  den A k t io ­
nären gezahlt w ird , bereits höher ist, als der Preis der 
frem den K unden bezahlt werden w ürde. „A ls  D iv idenden 
s in d  n ic h t n u r die bar ve rte ilte n  D iv idenden  zu verstehen, 
so n d e rn  auch verschleierte D iv idenden, welche den A k tio ­
n ä re n  einer R übenzucker-A .G . aus dem G ew inn durch 
Bezahlung ih re r  R übenlie ferungen über deren W e rt ge­
w ä h r t  w erden .“  (R F H . U rte il vom  14. 1. 20 I I  A  
3 0 6 /1 9  — .)
Eine Gesellschaft kann auch ihren Aktionären Vor­

teile gewähren,
indem  sie A k tie n , die z. B. einen K u rsw e rt von  60%  
haben, zum  N ennw ert, also m it  100%  üb e rn im m t. Da 
die G esellschaft anderen fernstehenden Personen kaum  
einen solchen Preis bezahlen w ürde, is t in  einem  solchen 
Überpreis an die A k tio n ä re  die Zuw endung eines die 
D iv idende ersetzenden V o rte ils  zu e rb licken , und  die der­
gestalt bezahlten Beträge dem B ilanzgew inn  w ieder h in zu ­
zusetzen. W il l  dagegen eine Gesellschaft einen Gesell­
scha fter abfinden, und zw ar m it  m ög lichst geringen 
O pfern, w ährend  dieser Gesellschafter —  sehr gegen den 
W ille n ’ der Gesellschaft —  eine höhere Gegenleistung 
t ü r  sein Ausscheiden au f Kosten der Gesellschaft an­
strebt, so b rauch t darum  keine verdeckte G ew innaus­
schü ttung  vorzu liegen , w enn die A .-G . A k tie n  des Ge­
sellschafters zu e inem  höheren Preise e rw irb t, als dem 
gemeinen W erte  en tsprich t. (R F H . U r te i l vom  13* 3* 29 
—  I  A  4S9/28 — .)

I I I .

Manche Gesellschaften pflegen 

mit den Teilhabern bzw. Aktionären Vereinbarungen
zu treffen, w onach diese bestim m te  V ergünstigungen 
erhalten, ohne daß sie etwas der G esellschaft gegenüber 
geleistet haben. D erartige  unentge ltliche  Ü bertragungen
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von Gesellschaftsvermögen auf die M itg liede r ähneln  s ta rk  
einer Schenkung. D ie A k tio n ä re  e rha lten  Verm ögens­
te ile , nehmen aber d a fü r au tom atisch  eine V erm inde­
rung  des Gesellschaftertrages, w ie eine W ertm in d e ru n g  
ih re r A n te ile  in  K a u f. Solche Vorgänge sind steuerlich  
unzulässig und  fa llen  erst rech t un te r den B egriff der ver­
deckten G ew innausschüttung ; der so ve rte ilte  G ewinn 
is t s teuerp flich tig .

E in  solcher F a ll lie g t vo r, w enn eine Ü berlandzentra le  
ih ren  K le inabnehm ern , soweit sie ih re  A k tio n ä re  sind, 
einen Preisnachlaß in  der Höhe von  10 -Rpfg. pro K ilo ­
w atts tunde gew ährt. Dasselbe is t festzustellen bei W aren ­
lie fe rungen einer Erwerbsgesellschaft an ih re  Gesell­
schafter, denen die Gesellschaft die W aren  n iedriger in  
Rechnung s te llt, als sie dies frem den K unden gegenüber 
tu n  w ürde. In  dem Preisunterschied lie g t eine verdeckte 
G ew innausschüttung.

D ie gleiche A bs ich t is t zu erkennen bei der G ewährung 
von
Kaufpreisrückvergütungen an Gesellschaftsmitglie- 

der;
denn ih r  B etrag s te llt den Untersch ied dar, um  den die 
Gesellschaft ih re  W aren  an ih re  M itg liede r b illig e r  ve r­
k a u ft als an die Kunden, die n ic h t zu den Gesellschaftern 
zählen.

B e tre ib t z. B. eine Gesellschaft eine B ie rbrauere i, eine 
D es tilla tio n , eine S prit- und K o g n a k fa b rika tio n  und hat 
der A u fs ich ts ra t la u t V e rtrag  an die Abnehm er, die Ge­
sellschafter sind, einen Preisnachlaß gew ährt, der bei 
B ra n n tw e in  z. B. 5%  des W ertes ausm acht, so is t der 
insgesamt sich au f R M . 35 4 ° ° '—  belaufende R abatt dem 
B ilanzgew inn  w ieder h inzuzurechnen. Dabei is t es n ic h t 
e rfo rde rlich , daß die verdeckten Gewinne etwa w ie die 
üb lichen  D iv idenden in  festem V e rhä ltn is  zum  A n te ils ­
besitz stehen, daß z. B. bei Konsum genossenschaften sich 
die W arend iv idende n ic h t au f G rund der bezogenen W aren ­
menge, sondern nach der Z ah l und Größe der Geschäfts­
anteile  berechnet, also a l l e  Gesellschafter entsprechende 
V orte ile  genießen. (R F H . U rte il vom  2 7 .1 1 .3 °
I A  1 5 1 /3 0 — ). „W e n n  jedoch Z ucke rfa b rike n , die ih re  
Rüben ganz oder in  der Hauptsache von  A k tio n ä ren  
beziehen, ve rp flich te t sind, fü r  den F a ll, daß sie den aus der 
V era rbe itung  gewonnenen Z ucke r v o rte ilh a fte r, als am 
Stichtage anzunehm en w ar, absetzen, den R übenlie fe­
ran ten  —  nach V e rte ilung  einer D iv idende —  eine Nach­
zah lung  le isten, so b rauch t in  dieser N achzahlung keine 
verdeckte G ew innausschüttung zu liegen .“  (R F H . U rte il 
vom  28. 5. 29 —  I  A  542/28 .)

Wenn dagegen eine Holdinggesellschaft 
ih r  gehörige A k tie n  e iner anderen Gesellschaft ih ren  Ge­
se llscha ftern  zum  Buchw erte überläß t, so is t der M ehr­
betrag des K ursw ertes gegenüber dem Buchw erte  eine 
verschleierte D iv idende, da das den A k tio n ä re n  der H o l­
d inggesellschaft au f deren Kosten Zufließende als deren 
K ap ita le inkom m en  anzusehen ist.

Dasselbe is t auch anzunehm en,

wenn eine A.-G. eigene Aktien für ihre Aktionäre 
erworben

und einen T e il des Preises getragen hat, n ic h t jedoch ohne 
weiteres, w enn sie eigene A k tie n  fü r  eigene Rechnung 
erw orben und (später nach einem  K u rsrückgang) m it 
V e rlus t an die A k tio n ä re  v e rk a u ft hat.

Z u m  Schluß sei noch
ein Beispiel von Kapital Verschiebung nach dem Aus­

land
genannt. Sind G rundstücke e iner in länd ischen E rw erbs­
gesellschaft zugunsten von  A usländern  m it  Schein­
hypo theken  (z. B. m it  P ap ie rm arkhypotheken , die m it  
m ehr als iq o %  au fgew erte t worden sind) belastet und 
werden diese H ypo theken  m it  M itte ln  abgelöst, die durch 
A u fn a h m e  von  Geldern bei deutschen Banken beschafft 
werden, so is t die A b fü h ru n g  der Gelder an die ausländ i­
schen G läubiger als Schenkung bzw. als verdeckte Ge­
w innausschüttung  aufzufassen.

D ip l.-K fm . D r. Josef D i 1 g e n.
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B ilanzanalyse
K a p ita lw e rt

Der Kapitalwert der Kalikonzerne nach den Bilanzen für 1930
D urch

die großen Erdôlîunde in den Gerechtsame-Bereichen 
der Kalikonzerne

W in te rsh a ll und Burbach sind die K a liw e rte  Gegenstand 
erhöhten Interesses geworden und haben auch im  Kurse 
eine n ic h t unbe träch tliche  H eraufsetzung erfahren.

G enera ld irek to r Rosterg e rk lä rte , daß m an  in  T h ü ­
ringen, wo W in te rsh a ll seine W erkbasis ha t und auch 
die Burbachgruppe e in  W e rk  besitzt, un te rha lb  des K a lis  
e in  E rdö lm eer en tdeckt habe. W in te rsh a ll w o lle  n ic h t 
zum  „R o h s to ffsch im m e l“  der chem ischen In d us trie  
werden. D aher beabsichtig t m an die E rr ic h tu n g  von  Ö l­
ra ffin e rie n . Ferner sei W in te rsh a ll heute in  der Lage, 
doppelt so v ie l schwefelsaure Salze w ie die gesamte 
übrige K a liw ir ts c h a ft e insch ließ lich  Elsaß herzuste llen 
und som it jeg liche r K o n ku rre n z  überlegen.

D urch  alle  diese Zw ischenfä lle  is t nun  
die Uebersicht über den wahren inneren Wert der 

einzelnen Konzerne noch schwieriger 
w ie vorher. D aher so ll die Tabelle a u f Seite 262 über 

J  die ta tsäch lichen  W erte  der K a likonze rne  un te rrich ten . 
M an bekom m t e in  z ie m lich  k la res B ild  von der d iffe ­

renten R e n ta b ilitä t der Konzerne, w enn m an den au f 
e in  Tausendstel Quote entfa llenden K a p ita lis ie rungsw er­
ten die G ewinne und Abschre ibungen h inzuse tz t:

Der G ewinn vo r A bzug der Abschre ibungen s te llt sich
pro Tausendstel Quote in  R e ichsm ark ............................

in  %  des obigen Q uotenkapita lis ie rungsw ertes ................
D ie vorgenom m enen Abschre ibungen ste llen sich

pro Tausendstel Quote a u f R e ichsm ark ..........................
in  %  des Q u o tenkap ita lis ie rungsw ertes .................................

Diese Schlüsse können gezogen werden:
A n l a g e n ,  Q u o t e n ,  B e t e i l i g u n g e n  sind bei 
W in te rsh a ll, tro tz  vorhandener überlegener P roduk tions­
le istungen, sehr v ie l n iedriger als bei den üb rigen  
Gruppen, beispielsweise n u r halb so hoch w ie  bei B ü r ­
bach. Bei den U nternehm en der Sa lzdetfurthgruppe m uß  
a lle rd ings in  B e trach t gezogen werden, daß sich un te r den 
B ete iligungen außer quotentragenden T och te run te rneh ­
men auch K a p ita lie n  an den F inanzgesellschaften be­
finden, w ährend  andererseits noch e in  erheblicher K a p ita l­
an te il von  Tochtergesellschaften draußen is t. Ferner ha t 
W in te rsh a ll die besten F inanzen und  is t der einzige K a li­
konzern, der bei G egenüberstellung der P ositionen : 
„d ive rse  Schuldner abzüglich  A n le ihe  und G läub iger“  
m it 17% des A k tie n ka p ita ls  noch a k t iv  b le ib t, w ährend 
a lle  anderen G ruppen m it  9 bis 64%  passiv abschneiden. 
Das verfügbare B ankguthaben W in te rsh a lls  is t etwa 
doppelt so hoch w ie  die B ankguthaben der anderen K o n ­
zerne zusamm engenom men, die der Quote nach aber eben 
so groß w ie  W in te rsh a ll sind. Von  den gesamten G ut­
haben a lle r K a likonze rne  en tfa llen  sogar etwa dre i V ie rte l 
auf die W in te rsh a ll-A .G . D ie K a p ita lis ie ru ng  der Tausend­
stel Quote is t bei W in te rsh a ll un te r B e rücks ich tigung  des 
hohen inneren  und  R entab ilitä tsw ertes  am  niedrigsten. 
D ie A n re ich e ru n g  der überragend hohen E ig e n m itte l

bei W intershallgruppe : bei Burbachgruppe: bei Salzdetfurthgruppe

H O  0 0 0 .--- 70 000.— 62 000.---

27,5% 11 > 6 % 17 ,7%

70 000.— 23 000.— 20 000.---

I 7>5% 4% 6%
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Allgem eines
Skonto

a

<*

Erfahrungsaustausch der Praxis

Der Kassenskonto, ein zu wenig beachteter Bankier
W o h l jeder K a u fm a n n  is t heute bestrebt, v o n  seinem 

L ie fe ran ten  einen m ög lichs t hohen Skontoabzug zuge­
b il l ig t  zu erha lten . Im m e rh in  g ib t es noch Geschäfts­
leute, die den W e rt dieser V ergünstigung  sehr u n te r­
schätzen. W ir  haben daher e inm a l untenstehend eine 
Tabelle au fgeste llt, aus der hervorgeht, erstens: w e lcher 
Z insgew inn  e rz ie lt w ird , w enn m an die Rechnungen bei 
F ä ll ig k e it u n te r Abzug des Skontos bezahlt, und zw e itens : 
w ie  der E inze lhänd le r den L ie fe ra n te n k re d it ve rz ins t, 
w enn er die Rechnungen bei F ä llig k e it ohne A usnu tzung  
des Skontos reg u lie rt.
Der Zinsgewinn bei Ausnutzung des Skontos.

Z u r Berechnung bedienen w ir  uns e iner F orm e l, die 
w ir ,  w ie  fo lg t, h e rle ite n :

E i n  B e i s p i e l :
Z ah lungszie l 30 Tage m it  2%  oder 60 Tage netto. W enn 

w ir  die R echnung inne rh a lb  30 Tagen bezahlen w ürden, 
d. h. 30 Tage vo r A b la u f des N e tto -F ä llig ke its te rm in s , so 
hä tten  w ir  einen Skontogenuß von  2 % , oder anders aus­
gedrückt :

Bei Z ah lung  fü r  60— 30 Tage ( =  30 Tage) e rg ib t sich 
eine Skontogenuß von  2 % , also fü r  1 Tag e in  solcher von

» Da uns aber n ic h t der Z insgew inn  fü r  einen Tag
30

interessiert, sondern der fü r  das ganze Jah r, so müssen 
w ir  diese le tzte Z a h l m it  360 (1 J a h r =  360 Tage) m u lt i­

p liz ie re n ; es e rg ib t sich dann die F o rm e l: ------ — ------------

24%  Z insgew inn  pro Jah r. (E ine  andere Schreibweise: 
2 2

s ta tt 2%  setzen w i r ----- , dann la u te t die F o rm e l:----- X360
/ü 100 100

3 °
Ergebnis: 2-  g le ichbedeutend m it  24% .) Bezeichnen w ir  

100
den Skontoprozentsatz m it  S und die Tage (vom  letzten 
Tage der M ö g lich ke it des Skontoabzuges bis zum  Tage 
der R e in -n e tto -F ä llig ke it)  m it  T  und  den Jahreszins-

S m a l 360 _
gew inn  m it  J, so haben w ir  die F o rm e l -------^ — — — J-

Nach dieser F orm el läß t sich nun  le ich t der Jahreszins­
gew inn  fü r  die verschiedenen Zahlungszie le  ausrechnen, 
m an h a t n u r die entsprechenden Z ah len  in  die Form el 
einzusetzen.

Die Verzinsung des Lieierantenkredites.
Bezah lt der K a u fm a n n  seine Rechnungen bei F ä llig ­

k e it ohne A usnu tzung  des Skontos, so h a t er dabei einen 
V e rlu s t: er gew ährt dem L ie fe ran ten  durch  N ichtabzug 
des Skontos gewissermaßen eine Verz insung fü r  den ge­
w äh rten  K re d it. A uch  die Berechnung dieser Verzinsung 
is t sehr in teressant und aufschlußreich.

Setzen w ir  w ieder die K o n d itio n  30 Tage 2%  oder
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Nach den B ilanzen fü r  1930, die nun  vo llzä h lig  vorliegen, betragen bei

W in te rs - Salz- W ester- Achers-
h a ll

u m  bacn d e tfu rth egeln leben

A k tie n k a p ita l in  M illio n e n  R M ................ 200 70 28 22 22

K a liq u o te  (L ie fe ranspruch) Tausendstel 411 186 33 88 99

Besitz : An lagen, Quoten, Bete iligungen
in  M illio n e n  R e ichsm ark. . . . 179 126 36 23 29,2
in  %  des A k tie n k a p ita ls . . . . 89% M 00 c \0 O"

-

130% O CO o" 132%
-(- D iverse Schuldner

in  M illio n e n  R e ic h s m a rk . . . . 186 26 13 15 16,5
in  %  des A k tie n k a p ita ls . . . . 93% 35% 48% 70% 75%

+  d a ru n te r B ankguthaben
in  M illio n e n  R e ic h s m a rk . . . . 7 i 11 9,5 9 7,9
in  %  des A k tie n k a p ita ls . . . . 35% ^5% 34% 40% 36%

V erb in d lich ke ite n
A n le ihen  in  M ill.  R M .............. 113 68 10,8 IO 17
in  %  des A k tie n k a p ita ls . . . . 56% 90% 4 °% 46% 77%
G läubiger in  M ill.  R M ............. 41 6 5,6 3 3,5
in  %  des A k tie n k a p ita ls . . . . 20% 9% 20% i5 % 16%

D iv . Schuldner nach A bzug der A n -
le ihen und G läub iger in  M ill.  R M .. . +  32 — 43 —  3,4 4~2 —  4
in  %  des A k tie n k a p ita ls  ..................... +  17% 64% — 12% + 9 % — 18%

K a p ita lis ie ru ng  der Quote:
A k tie n k a p ita l (E igenkap ita l) in  M ill.  RM . 200 70 28 22 22

K u rz -  u. la n g fris tig e  Schulden i. M ill.R M . 154 69 16,4 13 20,5

Sum ma 354 139 44,4 35 42,5
abzügl. G u thaben .............................. RM . 186 26 13,0 15 16,5

3 i,4 20 I 26

bleiben RM . 168 113 zus. 77,4
Dem nach e n tfä llt  au f 1 Tausendstel

Quote eine B ew ertung  von  R eichsm ark 400 000.— 600 000.— 350 000.—

bei W in te rsh a ll is t a u f die erzie lten sehr hohen Gewinne, 
d ie zum  größten T e il durch  ungew öhn lich  hohe Abschre i­
bungen zurückgeha lten  w urden, zu rückzu füh ren .

D ie W in te rsh a ll-A .G . h a t 1930 etw a 8 M illio n e n  RM . 
fü r  Anle ihezinsen bezahlt und auf der anderen Seite 
Guthaben a u f geringerw ertigen  Z inse rtrag  un te rha lten ,

Z insen e rspart werden können. Da diese brachgelegenen 
M itte l nunm ehr e iner gew innbringenden E rdö lgew innung  
und V era rbe itung  gew idm et werden sollen, werden die 
kü n ftig e n  E rträge  W in te rsh a lls  s ta rk  wachsen und den 
inneren  K a p ita lw e rt erhöhen. E rns t K e ß l e r .

60 Tage netto  als Beispiel voraus und nehmen w ir  an, 
die R echnung w ird  ohne A usnu tzung  des Skontos be­
zah lt, so gew ährt der Abnehm er dem L ie fe ran ten  die 2%  
fü r  60 Tage K re d it, die er sonst nach 30 Tagen abziehen 
du rfte , ih m  aber nu n  ve rloren  gehen. A lso fü r  60 Tage —

2 % , fü r  1 Tag und  fü r  360 Tage 2 =  I2 % -

E r verz inst also den L ie fe ra n te n k re d it in  diesem F a ll 
m it  12%  p. a. A u f G rund dieses Beispieles läß t sich die 
Verz insung anderer L ie fe ran tenkred ite  sehr le ich t aus­
rechnen. W ir  haben auch h ie rfü r  e in ige Z ah len  in  der 
Spalte e unserer untenstehenden Tabelle a u fge füh rt.

Der Wert dieser Berechnungen.
W ir  sehen aus diesen Berechnungen, daß nach M ög lich ­

k e it der Kassenskonto ausgenutzt werden soll. V om  zins­
technischen S tandpunkt aus be trachte t, w ird  m an sogar 
m it  teuerem  Bankgeld  e in  rech t gutes Geschäft m achen, 
w enn m an es zum  S kontieren benutzt. D a m it soll aber 
keineswegs der R a t verbunden sein, einen m ög lichst 
hohen B a n kk re d it aufzunehm en, u m  d a m it die L ie fe ­
ran tenrechnungen u n te r A usnu tzung  des Skontos zu be­
zahlen. D ie A u fnahm e des B a nkkred its  is t e in  besonderes 
Prob lem , das in  diesem Zusam m enhänge n ic h t w e ite r er­
ö rte r t werden soll.

Es g ib t n a tü r lic h  auch Geschäftsleute, die dank ih re r 
K a p ita lk ra ft  zu solchen Preisen zu kau fen  in  der Lage 
sind, daß sie au f die B e w illig un g  eines Skontosatzes 
überhaupt ve rz ich ten  können und tro tzdem  m ehr ge­
w innen als der a llgem ein  üb liche  Skontoabzug ausm acht. 
Es läß t sich le ich t u n te r B enutzung der F orm e ln  fest­
ste llen, welche Bedingungen fü r  ih n  am  günstigsten sind. 
E i n  B e i s p i e l :

Is t  dem E inze lhänd le r bekannt, daß er bei dem L ie fe ­
ran ten  M ü lle r eine bestim m te W are  zu RM . 100.—  gegen 
o ffiz ie ll 3 M onate, in  W irk lic h k e it  gegen 4 M onate Z ie l 
kau fen  kann , so bedeuten diese 3%  Skonto (bei so fo rtiger 
Z ah lung ), die ih m  entgehen nach der ersten F orm el, eine

Verzinsung des K ap ita ls  9 %  p. a. W eiß  er aber, daß er 
bei der F irm a  Schulze, die g rundsä tz lich  n u r gegen bar 
ve rka u ft, dieselbe W are  fü r  RM . 90.—  haben könn te , so 
m uß er in W irk lic h k e it ,  wenn er durch  seine finanz ie llenV e r- 
hältnisse gezwungen is t, bei der F irm a  M ü lle r zu kau fen  
(w enn m an die R M . 10.—  D ifferenz zw ischen R M . 100.—  
und R M . 90.—  als 10%  Skonto ansieh t), nach der Form el

10 X 360 _  o0o/  p. a , fü r  die V erzinsung des L ie fe- 
120 °  /0

ran tenkred ites  bezahlen.
D ie Berechnungen sind vo r a llem  dann sehr w e rtv o ll,  

wenn die A u fnahm e  eines Darlehens erwogen w ird , um  
den G ew inn aus der D iffe renz zw ischen Darlehens- und 
L ie fe ran tenkred itz insen  zu ziehen, oder z u r E rrechnung 
des Falles, in  dem vorze itige  Begle ichung der Rechnungen 
den größten Z insgew inn  b ring t, w enn aber zu r vorze itigen  
Abdeckung n u r e in  beschränkter B e trag  zu r V e rfügung  
steht. Eugen S a b e l .

Zahlungsbe
Liefe

dingung des 
ranten

der

W ird  die 
Rechnung 

bezahlt nach 
Tagen

Von dem E in ­
zelhändler fü r 
die Zeit vom 
Tag der Zah­
lung bis zur 
F ä lligke it der 
Rechnung er­
zielter Z ins­

gewinn

Bei Bezah­
lung d. Rech­

nungen bei 
F ä lligke it 

ohne Aus­
nutzung des 

Skontos is t d. 
Lieferanten­

kredit verzinst 
m it:

a b c d e f

30 Tage 2% 
sofort 4% 
s Tage 4%  

30 Tage 3% 

30 T. 2 +  2%
60 Tage 1%

8 Tage 2% 
30 Tage I% %

60 Tage netto 
30 Tage netto 
30 Tage netto 
60 Tage netto 
60 Tage netto 
90 Tage netto 
30 Tage netto 
60 Tage netto

30 Tagen 
sofort 

5 Tagen 
30 Tagen 
30 Tagen 
60 Tagen 

8 Tagen 
30 Tagen

24%  p. a. 
48%  p. a. 

57,4% P- a. 
36%  P- a. 
47,52% P- a. 
12% p. a. 
32,72% p .a. 
18% p. a.

12% p. a. 
48%  p. a. 
48% p, a. 
18% p. a. 

23,74% P-a- 
4%  P- a. 

24% P- a. 
9%  P- a.
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Buchungsätze
Brandschaden

'  . ö

W ie wird ein Brandschaden nach der neueren Rechtsprechung 
des RFH. buchtechnisch behandelt?
E i n  B e i s p i e l :

E in  Gebäude steht m it  RM . 50 000.—  zu B uch  und 
b renn t ab. D ie Feuerversicherung is t nach dem Z e it­
w e rt abgeschlossen, d. h. nach dem W e rt, den das Ge­
bäude am  Tage des Brandes hatte. D er Z e itw e rt deckt 
sich n a tü r lic h  stets m it  dem gemeinen W e rt (T e ilw e rt). 
D er gemeine W e rt des Gebäudes w ird  nun  von  einem 
T axa to r a u f R M . 70 000.—  veranschlagt, und diese 
Summe w ird  auch von  der Versicherung bezahlt. L a u t 
Kostenanschlag des A rch ite k te n  so ll der Neubau auch 
RM . 70 000.—  kosten. Das Gebäude w ird  w ieder a u f­
gebaut, und  der Herste llungspreis von  RM . 70 000.—  
w ird  bezahlt. Das neue Gebäude, das je tz t m it  RM . 70 000 
zu a k tiv ie re n  wäre, w ürde also einen buchm äßigen Ge­
w in n  von  R M . 20 000.—  verursachen. D ieser G ew inn 
(rea lis ie rte r G ew inn) w a r also bisher, w ie  schon v o rh in  
ausgeführt, s teuerp flich tig . Nach den vo re rw ähn ten  neuen 
Entscheidungen is t jedoch der S teuerpflich tige je tz t be­
rech tig t, einen Passivposten in  die B ilanz  einzusetzen 
resp. eine Ausg le ichsbuchung vorzunehm en, w odurch  
die D iffe renz zw ischen dem W e rt des neuerrich te ten  Ge­
bäudes (R M . 70 000.— ) und  dem B uchw ert des durch 
B rand  vern ich te ten  Gebäudes (R M . 50 000. ) ,  a^ °
R M . 20 000.—  aus den Büchern  verschw indet. M ith in  
k o m m t der P flich tige  w ieder a u f den B uchw ert von 
RM . 50 000.— , so daß e in  G ew inn n ic h t m ehr in  E r­

scheinung t r i t t .  W ürde  dagegen die Feuerversicherung 
a u f den N euw ert abgeschlossen sein, so daß die Gesell­
schaft einen B etrag  auszuzahlen hätte, der ü b e r  dem 
H erste llungspreis lie g t, z. B . R M . 80 000.— , so is t n a tü r­
lic h  auch je tz t noch die D iffe renz von R M . 10 000.—  
(g le ich  D iffe renz zw ischen N euw ert und  gemeinem W ert) 
s teue rp flich tig .

Ic h  w i l l  je tz t die Buchungen an füh ren , die s ich  h ieraus 
ergeben:

Fall I, Es sei angenommen, daß das Gebäude in dem 
Jahre, in welchem es abgebrannt ist, wieder errichtet 
und die Entschädigungsumme von der Versidierungs- 
gesellschaft sofort ausgezahlt wird.

1. Per Verlust- und Gewinnkonto 
A n  Gebäude-Konto

fü r  den Brandschaden ........ RM. 50 000.—

2. Per Kassen-Konto
A n  Verlust- und Gewinn-Konto

fü r  die Entschädigungsumme .....................................

3. Per Gebäude-Konto 
A n Kassen-Konto

fü r die Neuerrichtung des Gebäudes..........................

4. Per Verlust- und Gewinn-Konto 
A n  Gebäude-Konto

fü r  die Differenz zwischen dem Buchwert und ge­
meinem W ert ..................................................................

70 000.—

„  70 000.—

,, 20 000.—
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Preußen
Gemeindezuschläge (1)

o

a

Zeitgemäße Steuerarbeiten /  W as das Gesetz sagt

werden die Gemeindesteuern an Grundstücken und 
Gebäuden in Preußen erhoben? (1)

V on dem Steuergegenstand g il t  h ie r das gleiche, was 
w ir  bereits frü h e r von  den Landessteuern gesagt haben; 
hingegen können die von  der Staatssteuer be fre iten  W o h ­
nungsneubauten, die nach dem 3 1- 3- 1924 fe rtigges te llt 
s ind, sowie die ebenfalls von der Staatssteuer befre iten 
Siedlungen ( lt .  Reichsiedlungsgesetz v. i .  4. 1923) v  0 n 
d e n  G e m e i n d e n  b e s t e u e r t  werden.

Als Steuermaßstab gilt:
1. W enn die Steuer als Zusch lag zu r Landessteuer er- 

’ hoben w ird  (siehe Tabelle) . d e r  E r t r a g s w e r t .
2. W enn  sie au f G rund eigener besonderer S teuerordnung 

erhoben w ird : D er R e ine rtrag  oder N utzungsw ert eines 
oder m e h r e r e r  J a h r e ,  der P ach t- oder M ie t­
w e rt oder der gemeine W e rt von den betreffenden 
Gebäuden und G rundstücken oder auch  die V e rb in ­
dung und E rgänzung m ehrerer von  diesen Maßstäben. 
Ü ber die H ö h e  der Steuer gelten folgende V o r­

sch rifte n : Sie s ind —  g le ichgü ltig , ob der eine oder der 
andere F a ll herangezogen w ird  oder in  K ra f t  is t —  fü r  a lle  
G rundstücke derselben A r t  g le ichm äß ig, auch nach dem 
gleichen Prozentsatz festzustellen. T ro tzdem  aber können 
besondere G rundstücksarten  oder Besitzgruppen (ins­
besondere Bauplätze und  Baugelände) m it  h ö h e r e n  
Sätzen ve ran lag t werden.

W ic h tig  is t, daß der die 100%  des Landessteuergrund­
betrages übersteigende Gemeindezuschlag —  oder in  Ge­

m einden m it  besonderer Steuerordnung der über diesen 
Satz hinausgehende Betrag —
vom Vermieter aui die Mieter anteilig umgelegt
werden kann .

Schließ lich k o m m t fü r  die E rhebungsarten in  B e tra c h t:

1. Be i E rhebung  als Zusch lag  zum ’ Landessteuergrund­
be trag :
In  der Regel so llen die Zuschläge 150%  n ic h t über­
sch re iten ; die Notlage der Städte ha t s ich über diese V o r- 
S ch rift bere its h inweggesetzt. F erner so ll bei m ehr als 
xoo%  der Zusch lag  au f bebauten und  unbebauten 
G rundbesitz g l e i c h  h ö c h  sein. Zuschläge von 
m eh r als 100%  un terliegen  der G enehm igung.

2. Be i E rhebung a u f G rund besonderer S teuerordnung: 
Sie d a rf die Grenze n ic h t überschre iten, die ih r  bei 
E rhebung als Zusch lag  zu r staa tlichen  Steuer ge­
zogen w ä re .

ärund- und Gewerbesteuer.
Beide s ind in  der Regel m it  dem gleichen Prozentsatz 

— an dem Landessteuergrundbetrag gemessen heran- 
luz iehen. Bei V o rte ile n  der G rund- oder Hausbesitzer 
oder der Gewerbetreibenden du rch  V eransta ltungen der 
Gemeinde is t eine Abw e ichung bis zum  Doppelten zu­
lässig; h ie rvo n  machen die Genehm igungsbehorden
[•♦•O elran flohrO 11 OM
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Fall II. Es sei angenommen, daß das Gebäude erst im 

nächsten Jahre gebaut wird, und die Zahlung der 
Entschädigungsumme ebenfalls im nädisten Jahre 
erfolgt.
Die Forderung an die Versicherungsgesellschaft is t also 

in  der B ilanz  k e n n tlic h  zu m achen, und der sich hieraus 
ergebende buchmäßige G ew inn von RM . 20 000. ist 
durch  E insetzen eines Passivpostens, w ie  bereits er­
w ähn t, auszuschalten.
1. Per Verlust- und Gewinn-Konto

A n Gebäude-Konto 
fü r  den Brandschaden RM. 50 000.—

2. Per Feuerversicherungsgesellschaft X .

A n  Verlust- und Gewinn-Konto
fü r die Forderung der Entschädigungsumme ............. „  7<> 000-—

3. Per Verlust- und Gewinn-Konto
A n  Neubau-Konto . .

fü r Passivierung der Differenz zwischen Buchwert und 
gemeinem W ert ...................................................................... ”  20 ° 00'

Diese durch vorstehende Buchungen erzie lten neuen 
W erte  s ind also in  der Schlußbilanz des betr. Jahres zu 
berücksich tigen .

Im  neuen Jahre geht nu n  die Entschädigungsum m e 
von der Versicherungsgesellschaft ein. Der Neubau w ird  
im  Laufe  des Jahres e rrich te t und  bezahlt.

Es is t nun  zu buchen:

1. Per Kassen-Konto
A n  Feuerversicherungsgesellschaft X .

für Zahlung der Entschädigungsumme.......................... KM . 70 000.

2. Per Gebäude-Konto
A n  Kassen-Konto __

fü r Neuerrichtung des Gebäudes ..................................... >» 7 °  00 •

3. Per Neubau-Konto 
A n  Gebäude-Konto

fü r  den Übertrag des Passivpostens ..............................  » 20 00°-

Nach V ornahm e dieser Buchungen steht also das neu­
e rrich te te  Gebäude w ieder m it  RM . 50 000.—  zu Buch, 
und  das Neubau-Konto  is t w ieder ausgeglichen. A b ­
schreibungen a u f das neue Gebäude sind von  nun  an 
von diesem Betrage vorzunehm en.

Fall II I. Es sei angenommen, daß die von der Ver­
sicherungsgesellschaft gezahlte Entschädigungsumme 
von RM. 7 0 0 0 0 . -  nicht wieder zum Aufbau des Ge­
bäudes benutzt, sondern daß die Entschädigung­
summe der Geschäftskasse zugeführt wird.
Es w ürden sich h iernach folgende Buchungen ergeben:

1. Per Verlust- und Gewinn-Konto 
An Gebäude-Konto

fü r den Brandschaden ........................................................  5° 00°-

2. Per Kassen-Konto
An Verlust- und Gewinn-Konto

fü r  die Entschädigungsummc .........................................  >> 7 ° 00°*

Nach Vornahm e dieser Buchungen is t also das Gebäude- 
K on to  ausgeglichen. A n  seine Stelle t r i t t  nun  als neues 
A k t iv u m  der Kassenbestand von RM . 70 000.— . D urch  
V e rlus t- und  G ew inn-K onto  werden h ie rvon  R M . 50 000.- 
kom pensiert, so daß die D iffe renz von  RM . 20 000.-— 
einen G ewinn (rea lis ie rten  Gewinn) dars te llt, der n a tü r­
lic h  auch je tz t noch s teuerp flich tig  ist, w e il ja , w ie schon 
oben ausgeführt, die Entschädigungsum m e n ic h t zum  
W iederau fbau  verw endet w ird .

Bei e iner V ers icherung nach dem Neuwert, w ie  vo r­
stehend ausgeführt, also RM . 80 000.— , kann  in  der 
B ilanz  ev tl, e in  w e ite re r Passivposten e ingeste llt werden, 
wenn der W e rt des neu zu errich tenden Gebäudes voraus­
s ich tlich  un te r dem gemeinen W e rt des abgebrannten 
Gebäudes zu veranschlagen sein w ird . (E ntscheidung 
des R F H . vom  22. O ktober 1929.)

Gerhard H e i s e .

S t a d t

Grundsteuer 
Zuschlag z. staatlichen 

Grundv. Steuer fü r

hebaiite | be“ ^ te 

Grundstücke

0//o

Elberfeld ..........
E lb ing ...........
E r fu rt .............
Eschweiler . . .
E sse n ...............
Flensburg . . . .
Forst ...............
F ra n k fu rt a. M.

F rank fu rt a. 0
F u ld a ...............
Gelsenkirchen 
Gladbach-M. . 
Kolberg .........

K ö ln  .............
K refeld ........

225
247
300
250
325
320
250
275

%

225
247
300
250
300
320
250
275

Ertrag-
Steuer

0/ /0

a l l g e m e i n

Kapital- 
Steuer

460
468
465
695
610
480
650
450

%

Lohn-
summen-

Steuer

%

1235

2500

480

920

1000

2500

1450
1500

Gewerbesteuer
Z w e i g s t e l l e n

Ertrag-
Steuer

0//o
550
56i
555
834
732
576
780
450

Kapita l-
Steuer

0//o

1482

300

57<S

Lohn-
summen-

Steuer

%

1000

3000

1740
1500

S c h a n k g e w e r b e

Ertrag-
Steuer

%

460
561
465
<595
732
528
780
450

Kapital- I Lohn- 
Steuer I summen- 

Steuer

0//o

1482

2500

528

920

3000

1740
1500

^  u »  tco0/  a ller am 12. Januar 1928 in  Höchst ansässigen natürlichen und juristischen Per-
s o n e H r d  d ^ E r t n  auci, dan n 'w en n  J A  später steuerpflichtig werden; bei gänzlicher oder teilweiser Veräußerung des Grund-

beSiT c  b t T / h ^ r  7 «  c T u n d s ^ i n f s U r e r t V o n  n ich t mehr als RM. 60 o o o ._  fü r  die W irtschaftse inheit von ai.en

— S  i„  r . —  —  « ...
■ «  k ß i™ ' F h ^ s tL n o d e rn a c h d iM e n  deren ersten Erben, sofern sie Abköm m linge der vorgenannten Personen smd.

ein Haus besaßen, deren Ehbegatten oder nach d re s«  ^  Kapitalsteuer fü r alle am .2 . Januar 1928 in  Höchst an-

s ä ß i g ^ n S r e L  u'nd jm isüs?he„h P e ^ u n d  defen Erben auch dann wenn sie erst spater steuerpflichtig werden, be. ganz-

licher o d e r j e i l w e i s e r ‘^ m — r  aber am r .  Januar ,926 in  Schwanheim ansässigen

gewerblichen N -d e ria ssu n g e n ^  ?

'Ü n d ^ S o Ä 't a ls te u e r ;  bei “einem gewerbes’teuerpflichtigen Ertrage von mehr als RM. 20 0 0 0 . -  

300% K ap ita l- und 300% Ertragsteuer.

450
310
375
250
400

450
310
375
250
400

830
500
750
625
550

Grundsteuer^ fü r  la n d w ir ts c h a f t l ic h e r  gärtnerisch genutzte Grundstücke und fü r  Hausbesitzer, welche die Umlage n ich t bei-

t r ' ib G em e S T s leS « : 320%  Zuschlag zur Gewerbeertrags, und Gewerbekapitalsteuer fü r die in  § 43 der Gewerbesteuerordnung ge- 

nannten Betriebe.

1750
1000
3300
2450

996
600
900
750
660 960

1750
1200
3960
2940

996
500
900
750
660 960

1750
1000
3960
2940

330 330 675
425

2025
1280

1 —  11 810 2430 1 — 1 675 2025 —

1 - 1 425 ! 1280 1 — 1 425 1280 i
— — | qO | 1 ■ • ~

_ , .  . v - . f e i a -  fü r  behaute und unbebaute Grundstücke 6%  vom  gemeinen W ert 1
“ B e c h ü ^ N r r b t t o T p r n . :  nur Sl. V -  des fü r die Veranlagung zur vorläu figen Steuer vom G rund- 

vermögen maßgebenden Wertes. (Weitere Sätze folgen.) D ir .  J. L . K .
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i i  C S teue rs tre itfä lle : 
Rundschau (13) 

UStG .

Leitsätze für Steuerstreitfälle

Rund um die neuesten Entscheidungen für den Praktiker (13)
Neues zur alten Umsatzsteuer

1. V e r k a u f  v o n  R a b a t t s p a r m a r k e n .
Eine Rabattspargesellschaft is t m it  dem E rlös, den sie

aus dem V e rka u f der R abattsparm arken  an die ih r  an­
geschlossenen F irm en  erz ie lt, nu r insow e it umsatzsteuer­
p flich tig , als er n ic h t durch  E in lösung  der R aba ttm arken­
hefte an die K unden der F irm e n  h inausvergü te t worden 
is t. (U . v. 24. 10. 1930 V  A  900/30 S. UStG . § 16.)

2. R ü c k v e r g ü t u n g e n  e i n e s  K o n s u m ­
v e r e i n s .

R ückve rgü tungen  eines Konsum vere ins an seine M it­
glieder sind dem um satzsteuerpflich tigen E n tg e lt zuzu­
setzen, sow eit der Betrag der R ückvergü tungen dadurch 
e rhöh t w ird , daß in  ih m  auch durch den V e rka u f an 
N ich tm itg lie de r erzie lte  Gewinne en tha lten  sind. (U . v. 
20. 1. 1931 V  A  954/30 S. 28, 16. UStG . § 16.)

3. N e b e n  S t e i n b r u c h  a u c h  S c h i f f a h r t .  
B e tre ib t jem and neben e inem  S te inbruch auch S ch iff­

fa h rt m it  eigenen Kähnen, so gehört das E n tg e lt fü r  die 
B eförderung der Steine zum  A b lie fe rungsort, sow eit sie 
vertragsm äß ig „ f r e i  W asserab lie ferungsort“  zu lie fe rn  
w aren, zum  steuerp flich tigen  E n tge lt fü r  die L ie fe rung , 
w e il die B eförderung sich als Nebenleistung der L ie fe rung  
dars te llt. W a r dagegen „ f re i  S te inbruch“  gehandelt, so

is t die Be fö rderung  darüber h inaus led ig lich  eine selb­
ständige H and lung  des Beförderungsunternehm ers und 
das E n tg e lt h ie r fü r  steuerfre i. (U . v. 30. 5. 193° V  A  
682/29 UStG . § 2 N r. 5.)

4. R e c h n u n g  u n d  R e k l a m e k o s t e n .
E ine F a b rik , die au f G rund der m it  ih re n  Kunden 

(D eta ilgeschäften) abgeschlossenen Verträge entweder 
diesen die V e rp flich tun g  au ferleg t, ih rerse its  einen be­
s tim m ten  Prozentsatz der Rechnungsbeträge fü r  Ze itungs­
reklam e zu verwenden, oder selbst fü r  sie in  Höhe eines 
bestim m ten Prozentsatzes der Rechnungsbeträge Z e i­
tungsreklam e be tre ib t, is t in  Höhe des vo llen  Rechnungs­
satzes, ohne R ücks ich t au f die fü r  R eklam e verw andten 
Prozentsätze, um satzsteuerp flich tig . (U . v . 20. 1. 1931 
V  A  964/30 U StG . 1926 § 8.)

5. „ E i n g e r i c h t e t e “  R ä u m e .
a) F ü r den G astw irtschaftsbetrieb hergerich tete  und 

genutzte Räume sind „e in g e ric h te t“  im  Sinne des § 2 
Nr. 4 UStG . (U . v. 19. 12. 1930 V A  885/30 UStG . § 2  
Nr. 4.)

b) Is t  e in Gebäude durch die A r t  der Anlage und  Be­
schaffenheit seiner Räum e fü r  m ehrere gewerbliche 
Zwecke in  g le icher W eise geeignet, so g ilt  es als einge-

Beleg und B ilan z  
4. Jahrgang, H e ft 17 
10. J u n i 1931

10 D Steueraufgabe N r. 6 
Verbrauchbesteuerung

Praktische St euer schule /  S t e u e r a u f g a b e N r .  6 (S teuerberaterkursus)

L ö s u n g e n  erbittet die Schriftleitung Carl Fluhrne, Berlin-Johannisthal, Friedrich­
straße 44, bis zum 24. Juni 1931.

Zweierlei Buchprämien werden ausgesetzt für die 6 besten Lösungen:
1. Chenaux-Repond, „ Die Bilanz nach den neuesten Steuergesetzen“ .
2. Ein anderes Buch für Einsender, die bereits einmal oder mehrere Male Buchprämien 
erhielten.

Besteuerung nach dem Verbrauch.
E in  H ausm akle r so ll fü r  den S teuerabschn itt 1930 zu 

e iner E inkom m ensteuer nach seinem V erbrauch  heran­
gezogen werden. E r h ä lt eine solche H eranziehung fü r  
unzulässig und ungerecht und wendet sich an Sie, geehrter 
Leser, als S teuerberater, m it  der Frage, ob er zu einer 
solchen E inkom m ensteuer ve ran lag t werden dürfe .

Sie lassen sich von  dem H ausm ak le r die fü r  eine P rü ­
fung  der Frage nach § 49 EStG, e rfo rde rlichen  Angaben 
m achen, die folgendes B ild  geben:

1. F ü r die V eran lagung zu r E inkom m ensteuer 1930 
sind als E in ko m m e n  angegeben:

G ew inn aus G ew erbebe trieb .......................  RM . 8 400.—
Überschuß der E innahm en  über die A us­

gaben aus V e rm ie tung  von  W ohnungen  „  2 830 .
E innahm en  aus K ap ita lve rm ögen

(die n ic h t dem Steuerabzug vom  K a ­
p ita le rträge  u n te r la g e n ) .........................  „  4 5* 1 25 - ~

Gegen die E rrechnung  dieser Z ah len  d ü rfte n  sich nach 
A n s ich t des H ausm aklers ke ine steuerrechtlichen Be­
anstandungen ergeben.

2. D er H ausm akle r h a t aus seinem Gewerbebetriebe im  
Jahre 1930 insgesam t R M . 28 360.—  entnom m en, die 
ih m  a u f seinem P r iv a t-K o n to  belastet worden sind.

D ie  M ie te innahm en und die Ausgaben fü r  den G rund­
besitz, ebenso die E innahm en aus seinem K a p ita lv e r­
mögen, s ind  über ein p riva tes B a n k -K o n to  gelaufen, das 
am 31. 12. 1929 e in  Guthaben von  R M . 5230'" > am 
31. 12. 1930 e in  G uthaben von  R M . 197°- aufw ies. A m  
1. 7. 1930 h a t der H ausm akle r von  diesem B ank-K on to  
RM . 5000.—  abgehoben und seinem Gewerbebetrieb zuge­
fü h rt,  w o fü r  er h ie r a u f seinem P r iv a t-K o n to  e rkann t 
w orden  is t. D er Saldo au f dem P riv a t-K o n to  betrug da er 
am  31. 12. 1930 R M . 23 360.— .

3. V on  den Beträgen, die der H ausm akle r aus seinem 
Geschäft und  von  seinem p riva te n  B a n k -K o n to  en tnom -

265
RM- 15 755 —



r ic h te t im  Sinne des § 2 N r. 4 U S tG .; h ierbe i is t unerheb­
lic h , welchem  der verschiedenen gewerblichen Zwecke 
es jew e ils  d ienstbar gem acht w ird  und ob es durch  bau­
liche  Veränderungen beim  W echsel der Verwendung 
um gesta lte t worden ist. (U . v. 28. 11. 193° V A  1022/30
S. UStG. § 2 N r. 4.)

6. E l e k t r i z i t ä t s w e r k e .
a) D ie Abgabe von A bdam pf zu Heizungszwecken 

du rch  ein städtisches E le k tr iz itä ts w e rk  is t um satzsteuer­
fre i. (U . v. 19. 12. 1930 V A  878/30 S. U StG . § 3 N r. 2.)

b) Der V e rka u f von  Teer is t auch steuerfre i, w enn er 
du rch  e in  steuerbegünstigtes E le k tr iz itä ts w e rk  e rfo lg t, 
das nach dem neuzeitlichen S chw elverfahren e inge rich te t 
is t und in  diesem den Teer als Zw ischen- oder Neben­
erzeugnis gew inn t. (U . v. 19. 12. 1930 V  A  224/30 S. 
UStG . § 3 N r. 2.)

7. G r u n d s t ü c k v e r ä u ß e r u n g .
Bei der Veräußerung eines m it  e iner p riva tre ch tlich e n  

Reallast belasteten G rundstücks b ilde t der K a p ita lw e rt 
der Reallast einen Bestandteil des um satzsteuerpflich­
tigen  E ntge lts .

A ls  Z e itp u n k t der V ere innahm ung dieses E n tge ltte ils  
is t der Übergang des E igentum s an dem belasteten G rund­
s tück anzusehen. (U . v. 12. 12. 1930 V  A  917/29 S. 
UStG . § 8 Nr. 1.)

8. E r f i n d e r .
K ü n s tle r, W issenschaftler, E rfin d e r usw., die ih re  

W erke  selbst veräußern, sie aber von  frem den U n te r­
nehm ern v ö llig  ve rtr iebs fe rtig  herste llen und von  diesen 
u n m itte lb a r den K ä u fe rn  zusenden lassen, sind nach 
§ 7 UStG , um satzsteuerfre i. (U . v. 17. 10. 1930 V  A  1034, 
1035, 1036, 29. S. 28, x. UStG . § 7.)

9. ,,R  e t r o z e s s i o n s p r o v i s i o n “ (! )
D ie sogenannte Retrozessionsprovision, die der R ü ck ­

versicherer (R etrozedent) von dem w eiteren R ückve r-
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m en ha t, s ind neben den Ausgaben fü r  den H ausha lt und 
die Lebensführung fü r  ih n  und seine Fam ilienangehörigen  
noch folgende Ausgaben bestritten  w orden :

E inkom m ensteuerzah lungen ..........................  RM . 1250.—
Verm ögensteuerzahlungen ................................. ,, 74°-—
K irc h e n s te u e rn ........................................................  » 100.—
L e b en sve rs iche rungsp räm ien ................................... 9 °o .—

(Zum  H ausha lt des H ausm aklers gehören Ehefrau  
und 2 m inde rjä h rig e  K in d e r ohne eigenes E inkom m en.)

D er H ausm akle r ha t wegen Z u c k e rk ra n k h e it im  
Jahre 1930 eine längere K u r  in  Bad N euenahr gemacht. 
E r ha t außerdem in  einem  B e s tra h lu n g s -In s titu t H e ilung  
von  seinem Leiden gesucht. D ie gesamten A u fw e n ­
dungen fü r  diese K u ren , Ä rz te , besondere D iä t usw., die 
in fo lge  seiner K ra n k h e it e rfo rd e rlich  w aren , beziffe rt der 
H ausm akle r au f RM . 2000.— , die er a u f Verlangen be­
legen kann.

E ine r Toch te r, die 1928 geheira te t ha t und 1930 eine 
eigene W ohnung  beziehen konnte , h a t der H ausm akle r 
noch die E in r ic h tu n g  fü r  e in  Z im m e r gekauft, w o fü r  er 
RM . 2500.—  ausgegeben hat. 4

4. Nachdem Sie diese Angaben e rha lten  und nach­
geprü ft haben, ob überhaup t eine E inkom m ensteuer 
nach dem V erbrauch  in  Frage kom m en kann , müssen 
Sie bei e iner even tue llen  Be jahung dann noch w e ite r 
p rü fen , ob n ic h t etwa die B e fre iu ng svo rsch rift des § 49 
Abs. 5 Satz 2 EStG, in  B e tra ch t k o m m t, w onach tro tz  
e ine r an sich zulässigen Besteuerung nach dem V erbrauch 
diese Besteuerung un terb le iben  m uß, fa lls  der Haus­
m ak le r nachweisen kann , daß der V erb rauch  aus V er­
m ögen b es tritten  ist, das bei seinem Entstehen in  den 
dre i vorhergehenden Jahren 1927— 29 der E in ko m m e n ­
steuer un terlegen hat.

Sie finden m it  H ilfe  des H ausm aklers aus seinen B i­
lanzen und B ankbüchern  folgende Z ah len :
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sicherer (Retrozessionar) e rhä lt, s te llt s ich als P räm ien- 
E rm äß igung dar und is t daher um satzsteuerfre i. (U . v. 
7. 11. 1930 V  A  572/29 S. UStG . § 2 Nr. 8.)

10. F o r t l a u f e n d e  A u f z e i c h n u n g  d e r
E n t g e l t e .

Bei N o tie rung  der Tagessummen der E innahm en auf 
Z e tte ln  und Ü bertragung  dieser N otizen in  längeren Z e it­
abständen in  das Kassabuch un te r V e rn ich tung  der Z e tte l 
lie g t n ic h t fo rtlau fende  A u fze ichnung  der Entge lte  vor. 
(U . v. 1. 8. 1930 V  A  671/30 UStG . § 13.)

11. H a u s g e w e r b e t r e i b e n d e .  
Hausgewerbetreibende sind die in  der H ausindustrie

selbständig E rw erbstä tigen . Daß im  C hris tbaum schm uck­
gewerbe der H erste lle r die R ohm ate ria lien  selbst besorgt, 
is t fü r  die Festste llung, daß ein Hausgewerbebetrieb v o r­
lieg t, n ic h t von entscheidender Bedeutung. (U . v. 12. 9. 
1930 V  A  442/30. D urchfB est. z. UStG . § 1.)

12. E n t g e l t  b e i  V e r p a c h t u n g .
a) D ie Verpachtung  von Gegenständen irgendw elcher 

A r t  e i n s c h l i e ß l i c h  d e r  s t i l l e n  W e r t e ,  
zu denen vo rn e h m lich  die Befugnis zu r F o rtfü h ru n g  der 
F irm a  gehört, is t nach § 1 N r. 1 UStG , s teuerp flich tig , 
w e il sie einen a u f die E rz ie lung  von E innahm en gerich­
teten Dauerzustand erzeugt und  deshalb im  Sinne des 
Um satzsteuerrechts eine gewerbliche T ä tig ke it da rs te llt 
(R S tB l. 1929 S. 258, Slg. Bd. 24 S. 334, Popitz, U m satz­
steuergesetz 1926, Ergänzungsband S. 63 N r. 15c, S. 103 
Nr. 29.)

b) U m satzsteuerfre i is t nach § 2 N r. 4 UStG , die V er­
pach tung  und V e rm ie tung  von  n ic h t e ingerich te ten 
G rundstücken und  von  g rundstücksähnlichen  Rechten. 
Z u  diesen be fre iten  Gegenständen gehören n ic h t die 
verpachteten F ab rik räu m e  nebst In v e n ta r  sowie die 
s tille n  W erte. (U . v. 26. 9. 1930 V  A  124/30 §§ 2, N r. 4, 
§ 8 Abs. 1 UStG .)

a)

1927

G ew erbebetrieb: 

G ew inn RM . 30 430.-, Entnahm en R M . 13 970.-
1928 n 11 24 660.-, f f „  20510 .-
1929 „  „  7 120.-, n „  16 250.-

b)

1927

V e rm ie tu n g :

Überschuß R M . 1620.-, E n tnahm en R M . 1500.-

1928 „  2230.-, > t „  2 1 6 0 -

1929 „  „  650.-, f t J >

c) K a p ita lv e rm ö g e n :

1927 R eine innahm en RM . 4700.-, E n tnahm . R M . 4300.-
1928 ,, ,, 5320.-, ,, ,, 57oo.-

1929 „  » 4430.-, ,, ,1 4000--

W ie  Sie wissen, h a t der R F H . in  der Entscheidung vom
3. 11. 1927 —  V I  A  687/27 —  Bd. 22 S. 215 (R S tB l. 1928
S. 92) ausgeführt, daß die d re ijäh rig e n  Ersparnisse im  
Sinne des § 49 Abs. 5 EStG , so zu berechnen sind, daß 
m an fü r  jedes Ja h r die E innahm en und  Ausgaben e in ­
sch ließ lich  M ehrve rb rauch  und Personalsteuern zu­
sam m enfaßt. Da die Summe der E innahm en  eines Jahres 
ve rm inde rt u m  die abzugsfähigen Ausgaben das R e in ­
e inkom m en erg ib t, so ka n n  m an das Verm ögen, das in  den 
le tz ten  dre i Jah ren  bei seiner E n tstehung der E inkom m en­
steuer un terlegen ha t, gleichsetzen m it  den dre i R e ine in ­
kom m en der d re i Jahre, wobei e in  oder zw ei R e ine in ­
kom m en auch negativ  sein können, ve rm in d e rt um  den 
V erbrauch  der d re i Jahre  e insch ließ lich  Personalsteuern.

I h r e  A u f g a b e
soll es nun  sein, zu p rü fen , ob der H ausm ak le r zu r E in ­
kom m ensteuer 1930 nach seinem V erbrauch  1930 heran­
gezogen werden kann . Fa lls  Sie das fü r  unzulässig 
ha lten, m achen Sie b itte  eine entsprechende A usarbe itung  
fü r  das F inanzam t und  reichen Sie dieselbe der S c h rift­
le itu n g  z u r P rü fu n g  e in.

Steuersyndikus D r. H . F. P 1 i n k  e.
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Beleg und Bilanz
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9 A Revisionswesen 
Steuerberater 
H a ftu n g  (1)

Buchführung und Buchprüfung

Wie verhält sich der Steuerberater gegenüber den 
Steuerbehörden ?

A u c h  f ü r  S t e u e r p f l i c h
In  frühe ren  A ufsätzen an dieser Stelle w urde versucht, 

das Gebiet der S teuerberatung und Steuerbearbeitung 
im  Zusam menhänge m it  den V o rsch riften  über die Buch- 
fü h ru n g s - und A u fze ichnungsp flich t zu behandeln ; er­
gänzend so ll nun  das V erha lten  des Steuerberaters gegen­
über den Behörden a u f G rund der s tra frech tlichen  V o r­
sch rifte n  e rö rte rt werden.

Es w ird  dabei n u r das M a te ria l besprochen, dessen 
K enn tn is  fü r  den Steuerberater besonders w ic h tig  und 
geradezu

Voraussetzung für den reibungslosen und erfolg­
reichen Verkehr mit der Behörde is t.
Der Steuerberater h a t zwei V e rp flich tungen  zu e rfü llen , 

e inm a l gegenüber seinem A uftraggeber, dem Steuer­
p flich tigen , und  e inm a l gegenüber der Steuerbehörde, 
also dem Staate.

D er Steuerberater h a t e inerseits die P flich t, seinen 
A uftraggeber nach bestem W issen und  Gewissen zu be­
raten und bei dieser T ä tig k e it a lle  gesetzlichen M ög lich ­
ke iten  auszuschöpfen, andererseits h a t er dem Staate 
Rechenschaft über sein T un  und Lassen zu geben.

Gegen S teuerzuw iderhandlung bzw. gegen un lautere  
S teuerbera tungstä tigke it w u rden  in  der Reichsabgaben­
ordnung, dem sogenannten Steuerrahmengesetz, strenge 
V o rsch rifte n  erlassen.

Die Steuerzuwiderhandlungen
kan n  m an e in te ilen
a) nach der persönlichen Seite; B e te iligung  des Steuer­

beraters an stra fba ren  H and lungen m it  und ohne 
K en n tn is  des S teuerpflich tigen,

b) nach der sachlichen Seite; A hndung  der S teuerzuw ider­
handlungen gemäß den Bestim m ungen der RAO .

Z u  a)

die persönliche Seite.
D er Steuerberater kann  bei S teuerzuw iderhandlungen 

se in :
aa) se lb s ttä tig ; indem  er z. B. die Bücher selbst fü h r t  oder 

die Steuerbilanzen selbst au fs te llt, 
bb) m ittä tig , indem  er m it  dem P flich tigen  zusamm en­

arbe ite t,
cc) anstiftend , indem  er den P flich tigen  a u f bestim m te 

Gedanken b rin g t, ih n  also nach te ilig  und  gesetzw idrig  
beeinflußt.

Nach § 48 StGB, w ird  als A n s tif te r  bestra ft, wer 
den T ä te r durch  besondere M itte l vo rsä tz lich  zu 
seinen H and lungen b es tim m t hat, 

dd) beihelfend, indem  er vo r und w ährend der T a t Bei­
h ilfe  le istet,

ee) begünstigend, indem  er nach der begangenen T a t dem 
P flich tigen  Förderung  le istet.

Nach § 361 A O . g ilt  die Strafe fü r  die T a t auch fü r  
eine B e ih ilfe  oder eine Begünstigung.

t i g e  n ü t z l i c h  z u l e s e n
Nach RG. St. 58 Seite 54 genügt z. B. als B e ih ilfe  

der R at, den Preis eines G rundstückes bei der no ta ­
r ie lle n  V erhand lung  zu n ied rig  anzugeben.

Nach RG. St. 57 Seite 162 sind B e ih ilfe  oder Be­
günstigung, die n ic h t des V o rte ils  wegen geleistet 
werden, n ic h t s traflos, sondern nach § 355 A O . gern.
§ 49 StGB, zu bestrafen.

Z u  b)

die sachliche Seite.
Die Reichsabgabenordnung te ilt  die S teuerzuw ider­

handlungen e in  in :
aa) O rdnungsw idrigke iten , gern. § 377, 
bb) Steuerum gehung, gern. § 5, 
cc) Steuergefährdung, gern. § 367, 
dd) S teuerh in terziehung, gern. § 359.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts 
und des R eichfinanzhofs m uß zum  o b je k tive n  Tatbestand 
der S teuerzuw iderhandlung noch S teuerunehrlichke it h in ­
zukom m en, also V o rsä tz lichke it und böser W ille .

Z u  aa)

Von den Ordnungswidrigkeiten.
Zuw ide rhandlungen  gegen V o rsch riften  der Steuer­

gesetze und Verw altungsanordnungen —  m it  A us­
nahme der S o llvo rsch riften  —  werden gern. § 377 A O . 
m it  O rdnungstrafe bis R M . 10000 .—  b es tra ft; es sei 
denn, daß Strafausschließungsgründe vorliegen  oder 
die Z uw ide rhand lung  au f e inem  unabwendbaren Z u fa ll 

beruht.
Gegen V erhängung der O rdnungstra fe  is t uneinge­

sch ränk t der A n tra g  a u f ge rich tliche  Entsche idung 
zugelassen.

Dem  § 377 A O . u n te rlie g t z. B. auch die Unterlassung 
der dem K a u fm an n  nach dem Handelsgesetzbuch ob­

liegenden B uch füh rung .
Nach Becker AO . steht es der U nterlassung der 

B u ch fü h ru n g  g leich, wenn die B u ch fü h ru n g  so unzu ­
lä n g lic h  ist, daß sie im  Sinne des H G B. w ertlos  ist.

Sind V e rp flich tungen  zum  Zwecke der S teuerh in ter­
ziehung unterlassen, so b ilde t die O rdnungsw id rigke it 
einen unselbständigen Bestandteil der H in te rz ieh u n g ­

handlungen.
Gern. RG. vom  27. 4. 1926 R echt 1926 Seite 374 

e rfo lg t die B estra fung  n u r wegen H in te rz iehung .
Unterlassene oder schlecht ge führte  B uch fü h ru n g  ha t 

im m e r die V e rm u tung  e iner S teuerh interziehung.

Z u  bb)

Von der Steuerumgehung.
Nach § 5 A O . ka n n  durch M ißbrauch  von Form en 

und  G esta ltungsm öglichkeiten des bürge rlichen  Rechts 
die S teuerp flich t n ic h t umgangen oder gem indert werden.

Bei V orliegen  des M ißbrauchs sind die getroffenen
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M aßnahmen fü r  die Besteuerung ohne Bedeutung; die 
Steuern sind in  diesem Falle  un te r N ich tbe rücks ich ti­
gung der getroffenen M aßnahmen zu erheben.

D er § 5 A O . steht in  enger Verb indung und W echsel­
w irk u n g  m it  dem § 4 A O ., w onach bei Auslegung der 
Steuergesetze ih r  Zw eck, ih re  w irtsch a ftlich e  Bedeutung 
und die E n tw ick lu n g  der Verhältn isse zu berücksich­

tigen  sind.
Nach § 4 is t entscheidend die w ir tsch a ftlich e  Be­

deutung, n ic h t die rech tliche  K o n s tru k tio n . Das 
Steuerrecht soll w ir ts ch a ftlich e  K rä fte  fassen, n ich t 
leere R echtsnorm en tre ffen  (vg l. Becker A O .).

D ie w il lk ü r lic h  gewählte Form  ha t gegenüber der 
w irtsch a ftlich e n  Bedeutung eines Geschäftes zu rü ck ­
zu tre ten  (R G Z . 84 Seite 17).

D ie A nw endung des § 5 setzt die Tatsache voraus, 
daß der P flich tige  abs ich tlich  die Steuer umgangen hat, 
und  sich dabei e iner ungew öhnlichen, den w ir ts c h a ft­
lichen  Verhä ltn issen n ic h t entsprechenden R echtsform  

bedient hat.
Nach R F H . U. vom  24. i l .  22 I I A  251/22 S tW . I I  

N r. 85 is t eine R ech tsform  ungew öhn lich , w enn sie der 
ohne Steuerumgehungszwecke vorzunehm enden Ge­

schä ftsabw ick lung  n ic h t entsprich t.
Bei Vorliegen  des Tatbestandes en tsteh t m it  V o ll­

endung der S teuerum gehung auch der Steueranspruch.
In  einem  U rte il vom  8. 10. 27 R StB l. 1927 S. 227 

n im m t der R eichsfinanzhof die Rechtsprechung des 
Reichsgerichtes über die S teuerum gehung und  Steuer­

h in te rz iehung  auf.
Danach genügt es zu e iner Steuerumgehung, wenn 

der Steueranspruch n ic h t in  dem Z e itp u n k t entsteht, 
in  dem er bei e iner den w irtsch a ftlich e n  Verhä ltn issen 
entsprechenden R echtsgestaltung entstehen würde.

Bei Um gehung durch bloße Verzögerung t r i t t  eine 
ob jek tive  V e rkü rzung  der Steuern und dam it eine 
S teuerh in te rz iehung ein.

Nach R F H . U. v. 2 4 .6 .2 1  Bd. 6, S. 118, soll die 
Steuerum gehung als solche, soweit sie n ich ts anderes 
als Steuerum gehung ist, s tra flos  bleiben. Es ist Sache 
der Behörde sie aufzudecken und die Steuer zu erheben.

W ird  jedoch die Steuer versch le iert oder verhe im ­
lic h t, dann lie g t n ic h t n u r Steuerum gehung, .sondern 
eine gew ollte  s trafbare S teuerh in terziehung vor. (V g l. 
h ie rzu  das zu S teuerh in terziehung Gesagte.)

Zw eck des § 5 ist, die Auswüchse in  der Form gesta l­
tung  usw. des bürge rlichen  Rechtes einzudäm m en, u m ­
gekehrt bezweckt der § 4, e iner V erknöcherung  der 
Rechtsb ildung vorzubeugen. Denn nach § 4  soll die 
Gesetzesauslegung lau fend  und dauernd der w ir ts c h a ft­
lichen  E n tw ic k lu n g  und ih ren  Bedürfnissen fo lgen. 

(R G Z . 101 Seite 191.)
Nach R G Z. 102 Seite 38 so ll das V erkehrsbedürfn is  

als Entsche idungsgrund be rücks ich tig t werden, fe rner 
h a t nach RGZ. 101 Seite 125 die re in  äußerliche Form  
dem w irtsch a ftlich e n  C harakte r des Geschäftes gegen­

über zu rückzu tre ten .
Es dü rfte  in  der P rax is , besonders in  der heutigen 

Z e it großer w ir ts c h a ftlic h e r und gese llschaftlicher U m ­
w ä lzungen m itu n te r  rech t schwer sein, die einzelnen 
Vorgänge genau nach den Sphären der beiden obigen 
§§ abzugrenzen, zum al auch die R echtsprechung in  
den le tz ten  Jahren au f diesem Gebiete auf lebhafte
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W idersprüche seitens der W issenschaft und der W ir t ­
schaft gestoßen ist. Es sei in  dieser H in s ich t n u r au f 
die R F H . U . Bd. 60 Seite 182, Bd. 61, Seite 86 verw iesen.

Im  großen und ganzen ko m m t es bei derartigen P ro­
blemen auch au f den T a k t und auf die A usw ertungs­
fä h ig ke it der w irtsch a ftlich e n  Verhältn isse seitens des 
Steuerberaters an. Denn nach der ständigen Recht­
sprechung des R F H . is t es das gute Recht des Steuer­
p flich tigen , un te r A usnu tzung  der v ie lfä ltig e n  rech t­
lichen  G esta ltungsm öglichkeiten Steuern zu sparen.

Z u  cc)

Von der Steuerumgehung.
Nach § 367 A O . w ird  wegen Steuergefährdung m it  

Geldstrafe bis RM . 100 000.—  bestra ft, w e r fahrlässig  
als S teuerpflich tiger oder V e rtre te r usw. die V e rk ü r­
zung der Steuereinnahm en oder die unrechtm äß ige 
Gewährung von S teuervorte ilen  usw. bew irk t.

E ine Steuerum gehung gern. § 5 A O . is t n u r dann als 
Steuergefährdung zu bestrafen, wenn obige Tatbestände 
durch  vorsä tz liche  oder fahrlässige V erle tzung  der 
P flich ten  im  Interesse der E rm itt lu n g  e iner Steuer­

p flich t b e w irk t werden.
D er G rund, nach Abs. 1 den P flich tigen  schon wegen 

Fahrläss igke it zu bestrafen, besteht d a rin , daß der 
Nachweis des H in terziehungsvorsatzes rech t schw ierig  
und dazu nö tig  is t, gerade die geschickteren und ge­
wissenlosesten H in te rz iehe r, die es verstehen, den 
G erichten was vorzum achen, wenigstens wegen F ahr­

läss igke it zu fassen.
Das V e rha lten  des Täters is t dann als S teuergefähr­

dung ■ s tra fba r, w enn es als H in te rz iehung  s tra fbar 

wäre (vg l. Becker A O .).
Nach Becker A O . is t das Versäum nis der Z ah lung  

einer fä llig e n  festgesetzten Steuer a lle in  noch keine 

S teuergefährdung.
Fahrläss igke it t r i t t  e in , w enn der S teuerpflichtige 

die S org fa lt n ic h t aufgewendet hat, die er nach den 
U m ständen des Falles nach seinen persönlichen V er­

hältn issen hä tte  aufwenden müssen.

Zu  dd)

Von der Steuerhinterziehung.
W er gern. § 359 AO . zum  eigenen V o rte il oder zum  

V o rte il anderer n ic h t gerech tfe rtig te  S teuervorte ile  er­
schle icht, oder vo rsä tz lich  die V e rkü rzung  von  Steuer­
e innahm en b e w irk t, w ird  wegen S teuerh in terziehung 
m it  G eldstrafen bestra ft, die der Höhe nach unbe­

sch rä n k t sind.
Neben den Geldstrafen kann  auch Gefängnis bis zu 

2 Jahren  e rka n n t werden.
E ine Steuerum gehung is t als S teuerh in terziehung 

s tra fba r, w enn die V e rkü rzu n g  der Steuereinnahm en 
oder die E rz ie lung  ungerech tfe rtig te r S teuervorte ile  
dadurch b e w irk t w ird , daß der T ä te r vorsätzliche 
P flich ten  ve rle tz t, die ih m  im  Interesse der E rm itt lu n g  
e in e r/S te u e rp flich t obliegen.

Nach ständiger Rechtsprechung des R F H . und des 
RG. m uß bei der S teuerh in terziehung zum  ob je k tive n  
Tatbestand noch eine S teuerunehrlichke it h inzu ­
kom m en, z. B. absichtliches Verschweigen der S teuer- 
p flic h tig k e it, u m  h ie rdu rch  die Steuerbehörde in  U n­
kenn tn is  zu ha lten. (Forts , fo lg t.)

Regierungsrat D r. Eugen M ü l l e r .
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A rbe its rech t
U rlaub
Stellensuche

u  D

Geschäft und Recht
„Erbitte Urlaub -  zum Stellungsuchen“
Grundsätzliche Entscheidungen über Beurlaubung des Arbeitnehmers zum Stellungsuchen

Die Frage, in  welchem  Um fange der A G . ve rp flich te t 
is t, gekündig ten AN . U rlaub  zum  Stellungsuchen zu 
geben, ha t bei der heutigen Lage des A rbe itsm ark tes 
erhöhte Bedeutung gewonnen, da der Gekündigte n a tu r­
gemäß ein besonderes Interesse daran hat, schon w äh lend  
der D auer der K ünd ig u n g s fris t in  m ög lichst weitgehendem  
U m fange Z e it zum  Um schauen nach einer anderen Stelle 
zu e rha lten, und  die m ög lichst günstigen V o rm itta g s ­
oder F rühnachm ittagstunden  h ie fü r zu verwenden.

D ie Rechtsgrundlage fü r  die V e rp flich tun g  des AG ., 
dem A N . nach der K ün d ig u n g  U rlaub  zum  Stellensuchen 
zu gewähren, b ilde t § 629 BG B., der besagt, daß der 
D ienstberechtig te nach der K ü nd igung  eines dauernden 
D ienstverhältn isses dem V erp flich te ten  a u f Verlangen 
angemessene Z e it zum  A ufsuchen eines anderen D ienst­
verhältn isses zu gewähren hat. D a die Bestim m ungen 
des BG B. über den D iens tve rtrag  fü r  a lle  A rte n  von AN . 
gelten (verg l. S taudinger-N ipperdey, 9. A u flage , A n m . 1 
zu § 629 B G B .; H ueck-N ipperdey, Leh rbuch  des A rbe its ­
rechts I, Seite 236, Jadesohn, Neue A rb e its re ch t-K a rte i 
(N A K .) , U rlaub  zum  Stellensuchen, Folge vom  1. V I . 1930) 
besteht die V e rp flich tun g  des AG . sowohl gegenüber A n ­
gestellten als auch gegenüber A rbe ite rn . Zu  weitgehend 
erscheint es jedoch, w ie das RG. in  JW . 1911, Seite i o ö , 
a n n im m t, die V e rp flich tun g  des AG . fü r  Agenten m it

a rbe itnehm erähnlichem  C harakter anzuwenden, da der 
A gent bei der besonderen A r t  seiner T ä tig k e it in  der Regel 
auch ohne ausdrückliche  Beurlaubung genügend Z e it 
zum  Stellensuchen finden kann.

Z u  beachten ist, daß 

um die Beurlaubung zu rechtfertigen, 
es sich um  ein d a u e r n d e s  D iens tve rhä ltn is  handeln 
m uß ; daraus fo lg t, daß die V e rp flich tun g  des A G . n ich t 
besteht bei D ienstverhä ltn issen, die led ig lich  a u f kurze 
Z e it, Stunden, Tage oder W ochen zu r Probe usw. abge­
schlossen sind. Diese Auslegung e rg ib t sich aus dem 
k la ren  W o rt la u t des § 629 BGB.

Ferner is t der Anspruch erst entstanden nach d e r  
K ü n d i g u n g  d e s  D i e n s t v e r h ä l t n i s s e s .  
D er G rund der K ünd igung  is t dabei unerheb lich  (verg l. 
Jadesohn a. a. 0 .) .

D er A N . kan n  zu r Stellensuche F re ize it verlangen, die 
sowohl bezüglich  des. Ze itpunktes der Ausgänge, der 
D auer jedes Ausganges und der Z a h l der Ausgänge an­
gemessen ist, er m uß jedoch diese F re ize it ta tsäch lich  
zu r Stellensuche verwenden und da rf w ährend dieser 
F re ize it n ich t andere D inge betreiben, da er anderenfa lls 
wegen unbefugter Dienstversäumnis fristlos,entlassen
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Lösung zu N r. 2 : 
H ypo theken

-  .  1 t » 1 1 1 1 -  - 1 , ,  /  L ö s u n g  d e r  B u c h f ü h r u n g s a u f  g ä b e  Nr.  2Praktische Buchhalterscnule /  (vgi. Heft io Seite 157/158)
6 beste Lösungen sandten ein:

Benno Dünger, A .; Kurl Schilling, B.; Hans Bartsch, W.; Karl Darmochwal, H.; 
Ernst Sieben, 0 .; Leo Schönwetter, B.

20 weitere Lösungen waren teilweise unrichtig.

I  i .  D ie Z insbe lastung des H ypothekendarlehens ent­
sp rich t e inem  Satze von 9 ,3%  e ffe k tiv . —  D a v ie rte l­
jä h rlich e  Z ins  v  o r  a u  s Zahlung ve re inba rt is t, ve rlie rt 
S. die Z insen  au f sein B ankguthaben in  Höhe dieser 
Vorauszahlungen m it  3%  (G roßbanksatz), d. i.  au f

RM . 2700.—  =  RM . 81.—  : 4 =  R M . 20.25 (oder 675 
in  90 Tagen zu 3%  =  5 .0 6 x 4  — 20.25). ^ ne 
rücks ich tig u n g  der V orauszah lung  be träg t der jä h rlich e  
Z inssatz 9,23%  (Z insbetrag R M . 2700.— , d iv id ie r t durch 
1% von  RM . 29 2 50 .— ).

2.
A K T I V A B i l a n z  a m  2. J a n u a r  1 9 3 1 P A S S I V A

RM.
RM.

......... 60 ooo.—
. . . .  23 217.—

i . —

......... 30 000.—

Am alie Seide fü r  rückständige Hypotheken-Auszahlung . ......... 28 575.—
112 075.—

112 O75.—

A K T I V A B i l a n z  a n I .  A p r i l  1 9 3 1

RM.
........................  230.—

RM.

.........  27 900.— 3O 000.r—

........................  23217.—

i n  400.—
--------------  u i  400.—



werden kann. E inen  A nspruch  au f B eurlaubung zur 
probeweisen anderw eitigen Beschäftigung oder zu r V o r­
bere itung a u f andere selbständige E rw e rbs tä tig ke it kann  
von  dem A N . jedoch n ic h t ve rlan g t werden (so m it  Recht 
Jadesohn a. a. O .). V erw e igert der A G . die Beurlaubung 
zum  Stellensuchen zu U nrech t, so 
kann der AN. entweder das Dienstverhältnis gemäß 

§§ 626 BGB., 70 HGB. wegen Vertragsverletzung 
fristlos kündigen

und sofern ih m  aus der U rlaubsverw e igerung  ein ta t­
säch licher Schaden entstanden ist, z. B. eine aussichts­
reiche Ste llung, w e il er sich n ic h t rech tze itig  vorste llen  
konn te , entgangen is t, Schadenersatz beanspruchen. E r 
ka n n  auch in  derartigen  F ä llen  gemäß § 273 BG B . m it 
seiner A rbe its le is tung  zu rückha lten , d. h. s ich den U rlaub  
selbst nehmen, ohne daß er dieserhalb fr is tlo s  entlassen 
werden kann .

§ 629 BGB. is t vom  Gesetzgeber als S chutzbestim m ung 

zugunsten der Arbeitnehmer gedacht 
und  infolgedessen nach der herrschenden M einung u n ­
abdingbar, d. h. die V o rs c h rift kann  n ic h t durch  V er­
e inbarung zw ischen AG . und AN . beseitigt werden (verg l. 
K om m en ta r der R eichsgerichtsräte zu § 629 BG B., LA G . 
E lberfe ld , Bensheim er Sammlg. I I ,  150. F erner U rte il 
des R A G . vom  2. V . 1928 R A G . 4 /28  Bensheim er S. 
I I I ,  H e ft 1 Seite 21 /24  m it  Besprechung von  H ueck). 
S tr it t ig  is t jedoch, w ie  sich in  den F ä llen  der Beurlaubung 
des A N . zum  Ste llensuchen, die Bezahlung des AN . 
fü r  diese Z e it regelt, da § 629 BGB. h ie rüber ke ine Be­
s tim m ung  t r i f f t .  H ie r  is t der § 616 BG B. sinngemäß an­
zuwenden, der bestim m t, daß dem A N ., sofern er fü r  eine 
ve rhä ltn ism äß ig  n ic h t erhebliche Z e it durch  einen in  
seiner Person liegenden G rund ohne sein Verschulden 
an der Le is tung  der D ienste ve rh inde rt w ird , den

Anspruch auf die Entlohnung
behält.

D er E inw and  e in ige r Leser, die H yp o th ek  dürfe  am 
2. 1. noch n ic h t in  der B ilan z  erscheinen, da sie erst am 
15. 1. gezahlt werde, läß t außer acht, daß am  2. 1. bereits 
e in  A n s p r u c h  des S. a u f Auszah lung  der H yp o th ek  
vo rlie g t, und  a l l e  Forderungen nach den Grundsätzen 
des H andelsrechts in  die B ilanz  aufzunehm en sind.

Gegen eine A k t iv ie ru n g  des A uszahlungs-D isag ios von 
R M . 750.—  is t n ich ts  zu e rinne rn , sofern der Betrag am 
Jahresschluß abgebucht w ird  bzw. in  Te ilbeträgen w äh ­
rend der L a u fze it der H yp o th ek  zu r A bschre ibung ge­
la n g t. —  Da es sich um  die B ilanz  eines E inze lkau fm anns 
und um  einen ve rhä ltn ism äß ig  k le inen  B etrag  handelt, 
erschien eine A k tiv ie ru n g  aber n ic h t no tw end ig .

Dagegen is t die A k tiv ie ru n g  der am  2. I .  bzw. 1. 4. 
fä llig e n  Z insbeträge von je  R M . 675.— , w ie sie ver­
schiedene Leser vorgenom m en haben, zu beanstanden. 
Es hande lt sich um  e ffektive  U nkosten, die über Z insen- 
K o n to  abzubuchen sind, also das K a p ita l-K o n to  en t­
sprechend ve rm indern . Da die Bezahlung der Z insen 
,,im  voraus“  ve re inba rt w a r, s ind die Z insbeträge am 
2. I .  bzw. I .  4. usw. f ä l l i g ;  es hande lt sich also n ic h t 
u m  eine V orauszah lung  in  dem Sinne, daß die Zah lungen 
etw a bere its v o r  F ä ll ig k e it e rfo lgen.

Nach Ausw eis seiner B ilanz  besitzt S. n ic h t die flüssigen 
M itte l, u m  am  2. 1. R M . 675.—  Z insen zu zahlen. Es
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Is t m it  dem A N . n ich ts  Besonderes vere inbart, so w ird  

der A G . zu r Bezahlung de ra rtige r U rlaubsze iten zum  
Stellensuchen ve rp flich te t sein. D ie A nw endbarke it des 
§ 616 BG B . kann  jedoch nach herrschender M einung 
durch Vere inbarung  zwischen AG. und AN . ausgeschlossen 
werden. Das RAG . h ä lt den Ausschluß des § 616 BGB. 
fü r  die Fä lle  des § 629 des BG B. fü r  unzulässig, da es m it  
T reu  und  G lauben im  V e rkeh r n ic h t zu vere inbaren wäre, 
dem zu r Beschaffung des Lebensunterhalts a u f seine 
A rb e its k ra ft angewiesenen A N ., nachdem ih m  in §  629 BG B. 
ein Recht au f U rlaub  zum  Aufsuchen anderer A rb e it 
ohne R ücks ich t da rau f gewährle iste t sei, ob er oder der 
A G . gekünd ig t habe, den Anspruch au f V e rgü tung  gerade 
dann zu versagen, w enn die ohne sein Verschulden vom  
A G . ausgesprochene K ünd igung  ih n  zwänge, von  dem 
gesetzlichen U rlaubsrech t Gebrauch zu m achen, um  
n ic h t arbeitslos zu werden (verg l. U rte il R A G . vom  
2. V . 1928 a. a. 0 . ) .  Gegenüber dieser B egründung des 
R AG . be ton t H ueck in  der Besprechung dieses U rte ils  
m it  Recht, daß der Ausschluß der A bd in g b a rke it des 
§ 616 BG B., die sonst a llgem ein  a n e rkann t wäre, gerade 
fü r  den F a ll des § 629 BG B. n ic h t zu b illig e n  sei, da der 
A N . beim  Stellensuchen im  eigenen Interesse der A rb e it 
fernble ibe, die Z u b illig u n g  des Lohnanspruches also 
keineswegs eine Se lbstverständ lichke it wäre.

Z u  beachten ist, daß auch durch 

die Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
von'jWirtschaft und Finanzen 

vom  1. X I I .  30 (2. N o tverordnung) T e il I  K a p ite l I I  
A r t ik e l 3 Z iffe r  4 eine Ä nderung  n ic h t e ingetreten ist, 
da der h ie r  ausgesprochene Ausschluß der A bd ingba rke it 
des § 616 BG B. sich nach der vom  R e ichsarbe itsm in i­
s tenum  gegebenen E rlä u te ru n g  n u r au f den K ra n kh e its ­
fa ll eines Angeste llten  im  Sinne des § I  Absatz 1, 2 des 
Angestellten-Versicherungsgesetzes bezieht.

D r. A lfre d  S c h n e i d e r .

is t daher anzunehm en, daß der erste Z insbetrag, —  w ie 
dies v ie lfach  geschieht — , g le ich  bei A uszah lung  der 
H yp o th ek  in  Abzug gebracht w ird .

F ü r die K enn tlichm achung  der S icherungshypothek 
em pfieh lt s ich die E in r ic h tu n g  e iner V o rko lonne . D ie 
d ing liche  V e rp flich tun g  b le ib t w ährend des Bestehens der 
H ypo thek  die gleiche, w ährend die Höhe der jew e iligen  
persönlichen V e rp flic litu n g  gegenüber dem L ie fe ran ten  
w o h l ständig  schw ankt.

W enn m an sich überhaupt entschließt, die Sicherungs­
hypo thek  in  der B ilanz  anzu führen , so em pfieh lt s ich der 
D e u tlich ke it wegen der Zusatz, daß diese sich au f das 
G rundstück bezieht; anderenfa lls könn te  der B ilan z ­
k r it ik e r  annehm en, daß das W aren lager in  Höhe von 
R M . 30 000.—  übereignet is t.

" "F ü r  den vorliegenden F a ll durchaus zweckm äßig er­
sche in t auch der Vorsch lag eines Lesers, bei dem A k t iv ­
posten „G ru n d s tü cke “  einen H inw e is a u f eine Fußnote 
anzufügen, in  der zu verm erken  w äre :

„H ie ra u f is t eine S icherungshypothek in  Höhe von 
RM . 30 000.—  fü r  den W a ren k re d it des N. N. e in ­
getragen.“

D ip l.-K a u fm a n n  W a lte r  K  1 e b b a.

II.
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B i l a

RM. RM.
230.—

Postscheck-Konto........................ 52.—

Grundstücks-Konto .................... 60 000.—
i . —

W a re n ............................................. 23217.—

Sicherungshypothek
des N. N. au f Grundstück . . . 30 000.—

30 000.— 83 500—

n z a m  .....................................  I 93I

K apita l-Konto ....................................
W aren-G läub iger...............................

Hypothek .........................................
Sicherungshypothek des
N. N. auf G ru n d s tü c k ...................

P A S S I V A

RM. RM.
32 870.—
40 630.—
10 000.—

30 000.—

30 000.— 83 500.—
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!>' Beleg und Bilanz
4. Jahrgang, Heft 17
10. Jun i 1931 S 12 I B e ra tung : G rundstück Veräußerung —  

I B eitre ibung  (B uchprü fung) —  Teilhaber- 
I Versicherung —  Angeste lltenrente

Aus dem Tagebuch des Beraters
Für die Beantwortung von Fachfragen gilt folgendes:

1 D ie  e r s t e  B e r a t u n g  i n n e r h a l b  ei  n e s V i  e r t el  j  a h r  es i s t  kos  t en  
‘ sie eine Briefseite nicht überschreitet. Diese Vergünstigung gilt jeweils nur bis zum Ablauf

Vierteljahres Für die erste darüber hinausgehende, angefangene Briefseite wird stets eine Auskunfts- 
qebühr ran UM. 3.— , für jede weitere angefangene Briefseile UM. 4.— erhoben.

2 Jede weitere Beratung innerhalb des gleichen Vierteljahres kostet je angefangene Briefseite EM. 4.— .
3 Jeder Anfrage ist die laufende Bezugsgeldquittung und Freiumschlag beizulegen.

Bei Anträgen auf Auskunft wird d a s  Einverständnis mit den Bedingungen nach Z iffe r! u .i  ^ m w g r .esetzt
4 Ueber die Auskunftsgebühr wird Rechnung erteilt. Der Betrag ist auf die im Kopf jedes Heftes ange

gebenen Geldkonten der Math’sehen Verlagsbuchhandlung m Stuttgart zu p i„ h _tr f tß e  4 4
5. Sämtliche Anfragen sind zu richten an Carl Fluhme, Berlin-Johannisthal, Friednchstra e

Beantwortung erfolgt in  der Reihenfolge des Eingangs.

Grundstückveräußerung vor und nach dem 1 .1 .1 9 3 1
(U StG . § 2).
D ie Veräußerung des W erkw ohnhauses und  des G rund­

stücks im  Jahre 193° isl- a 3̂ H ilfsgeschäft i.  Si. § I  N r. 1 
UStG , anzusehen. Deshalb m uß der Veräußerer U m ­
satzsteuer fü r  die aus der Veräußerung vere innahm ten  
Entge lte  bezahlen. Es herrsch t im  Fragefalle  umso 
w eniger Z w e ife l an der U m satzsteuerpflicht, w e il der 
Veräußerer eine A ktiengese llscha ft is t, die n iem als Ge­
schäfte im  R ahm en ihres Eigenlebens m achen kann, 
sondern n u r im  R ahm en ihres Unternehm ens.

D ie h ie r auseinandergesetzte Rechtslage g ilt  n u r bis 
zum  31. Dezember 1930. Seit dem 1. Januar 1931 is t 
durch die N o tverordnung vom  1. Dezember 1930 I I I .  T e il 
Kap. V  das Umsatzsteuergesetz dah in  geändert w orden, 
daß ein neuer § 2 N r. 4a bestim m t, daß um satzsteuerfre i 
sind Umsätze von  G rundstücken und g rundstückg le ichen 
Berechtigungen i. Si. des Grunderwerbsteuergesetzes m it  
Ausnahm e der Umsätze, die inne rha lb  eines a u f E rw erb  
oder Veräußerung von  G rundstücken gerich te ten U n te r­
nehmens erfo lgen.

D ie Ausnahm e g ilt  also n u r fü r  U nternehm en, die die 
G rundstückveräußerung gewerbsmäßig betreiben. Die 
neue Rechtsgesta ltung g ilt  seit dem 1. Januar 1931. H ätte  
die A .-G . die Veräußerung m it  dem 1. Januar 1931 oder 
später vorgenom m en, dann wäre die Veräußerung um satz­
s teuerfre i gewesen; da die Veräußerung vo rhe r s ta tt­
gefunden ha t, is t der U m satz s teuerp flich tig .

Buchprüfung zwecks Beitreibung.
B ezüg lich  der Frage der Z u läss igke it e iner Buch­

p rü fu n g  im  F rage fa lle , in  dem es dem F inanzam t offenbar 
da rau f angekom m en ist, eine L iste der D eb ito ren  zu er­
ha lten, um  die Forderungen des Steuerschuldners an 
diese zu pfänden, is t zu sagen, daß der Begle iterlaß zum  
1. B. und  B. M a te ria le rlaß  I I I  bb 2000 vom  7 .7 .  1927 
zum  1. H a u p tte il der O rgan isa tion  bestim m t, daß die Buch- 
und  B etriebsprü fung  inne rha lb  e inzelner S teuerverfahren 
(S teuere rm ittlungs- und  Festsetzungs-, R ech tsm itte l- und 
B e i t r e i b u n g s - ,  V e rw a ltungss tra fve rfah ren ) und 
außerhalb e inzelner S teuerverfahren usw. erfo lgen kann . 
D er A u ftra g  z u r P rü fu ng  du rch  die P rü fe r geht vom  V o r­
steher des F inanzam ts oder vom  Vorsitzenden des F ina n z ­
gerich ts aus.

H ie rnach  is t m einer A u ffassung nach die V ornahm e der 
B uch p rü fu n g  im  F rage fa ll zulässig, und es is t auch zu­
lässig, daß das F ina n za m t sich au f diesem Wege K e n n t­
nis von  der A n s c h r ift  der D eb ito ren  verschafft. H ä tte  das 
F inanzam t n ic h t diesen W eg gew ählt, so wäre g le ich­
w o h l der S teuerschuldner ve rp flich te t gewesen, dem 
F inanzam t entsprechende A u s k u n ft zu geben, da h ie r 
nach m einer A n s ich t § 8 3 6  Abs. 3 ZP O . heranzuziehen 
ist, demzufolge der Schuldner ve rp flich te t is t, dem G läu­
b iger die zu r G eltendm achung der Forderung nötige A us­
k u n ft  zu e rte ilen  und ih m  die über die F orderung  v o r­
handenen U rku nd e n  herauszugeben. Gegebenenfalls 
hä tte  das F inanzam t ja  auch zu r Beschlagnahme der

entsprechenden Geschäftsbücher gre ifen  können, u m  sich 
seine F orde rung  zu sichern. B is h ie rhe r ha lte  ich  also, 
die Sache fü r  in  O rdnung.

Im  w e ite ren  V e rfo lg  der Angelegenheit h a t der B uch­
p rü fe r e in  besonderes Interesse auch an der Festste llung 
der C reditoren bekundet. Das h äng t d a m it zusamm en, daß 
diese B u ch p rü fu n g  ausschließlich den Z w eck  ha tte , die 
ta tsäch lichen  Vermögens- und L iqu id itä tsve rhä ltn isse  
des S teuerp flich tigen  u n te r besonderer B e rücks ich tigung  
der bestehenden w irtsch a ftlich e n  Verhä ltn isse festzu­
stellen. D ie  P rü fu ng  in  dieser H in s ich t sche in t nu n  bei 
dem F ina n za m t zu dem Ergebnis g e füh rt zu haben, daß 
bezüglich der E in tre ib u n g  der Steuerforderungen E ile  ge­
boten w a r, so daß es s ich entschloß, P fändungs- und  Uber- 
weisungsbeschlüsse die D ebito ren fo rderungen betreffend 
den D eb ito ren  zuzustellen. A uch  diese M aßnahme is t an 
sich n ic h t zu beanstanden. Sie b e ruh t au f der V o rs c h rift  
des § 334 R A O ., der folgendes b e s tim m t: „S o ll eine Geld­
fo rde rung  gepfändet werden, so h a t die V o lls treckungs­
behörde dem D ritts ch u ld n e r s c h rift lic h  zu verb ieten, an 
den Schuldner zu zahlen, und dem Schuldner s c h rift lic h  
zu gebieten, sich jeder V e rfügung  über die Forderung, 
insbesondere ih re r  E inz iehung  zu en tha lten. In  der V er­
fügung  is t auszusprechen, daß das F inanzam t,  ̂fü r  das: 
gepfändet is t, die Forderung e inziehen kann.^ Die P fän­
dung is t b e w irk t, w enn die V erfügung  dem D rittschu ld n e r 
zugeste llt is t. D ie Z uste llung  is t dem Schuldner m it­
zu te ile n .“

Diese B estim m ung en tsprich t der V o rs c h rift des 
§ 829 ZP O .

N un geben Sie aber an, daß der Pfändungsbeschluß, der 
den D ritts ch u ld n e rn  zugeste llt w urde, diese darau f h in ­
w eist, daß der Beschluß e rfo lg t is t m it  R ücks ich t au f vom  
Steuerschuldner zu entrich tende Steuern, Z insen und 
Strafen. Gerade dieser le tzte  P u n k t is t n a tü r lic h  geeignet, 
den Steuerschuldner w ir ts c h a ftlic h  schwer zu schädigen, 
dies um  so m ehr, als der Steuerschuldner in  Sanierungs­
verhandlungen stand. Dieses Vorgehen ha lte  ich  n ich t 
fü r  berechtig t. W enn e in  P fändungs- und Uberweisungs­
beschluß ergeht, so h a t dieser das V erbo t der Z ah lung  an 
den gepfändeten Schuldner und das V erbo t der V erfügung 
über die F orderung  gegenüber dem D rittschu ld n e r zu 
en tha lten . M ehr aber auch n ich t. Daß es sich um  die 
S icherung von  Steueransprüchen handelt, kann  sich 
jedes K in d  denken, w enn e in  solcher Beschluß zugestellt 
w ird ; daß es s ich um  B e itre ibung  e iner Forderung handelt, 
geht ja  aus dem üb rigen  W o r t la u t he rvo r.

Außerdem  h a t das F inanzam t ganz offenbar ubersehen, 
daß die Z us te llu n g  der P fändungs- und U^ er^ el®u n f s’  
beschlüsse dem S teuerpflich tigen nach § 334 k a u ., le tz te r 
Satz, m itzu te ile n  w ar. W enn  diese M itte ilu n g  auch fo rm ­
los erfo lgen  kann , so m uß sie g le ichw oh l geschehen, d a m it 
der S teuerschuldner weiß, was gepfändet worden ist. Dies 
is t schon nö tig , d a m it er von seinem ih m  zustehenden 
Beschwerderecht Gebrauch m achen ann. 
an fech tba r is t auch, daß das F inanzam t Betrage g - 
p fändet ha t, die nach Ih re r  Angabe das Doppelte der
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Schuld des S teuerpflich tigen ausmachen. Es lie g t auf der 
H and, daß diese M aßnahm en un n ö tig  die w ir tsch a ftlich e  
Lage des Steuerschuldners gefährden.

Nach m einer A n s ich t is t das einzige, was der Steuer­
p flich tige  tu n  kann , eine Beschwerde an das Landes­
finanzam t, in  der die h ie r aufgezeigten Gesichtspunkte 
gebührend dargeste llt werden.

Gegen das V erfahren  sonst läß t sich n ich ts  einwenden, 
da ja  die Zw angsvo lls treckung schon seit längerer Z e it 
über dem S teuerpflich tigen schwebte. Bem erkensw ert is t 
inso fe rn  die V o rs c h rift des § 299 Abs. 4 R A O ., dem­
zufolge die Z w angsvo lls treckung  erst beginnen da rf, wenn 
dem V o lls treckungschu ldner die V erfügung, k ra f t  deren 
er zu r Z ah lung  au fge fo rdert w ird , bekannt gegeben und 
seit der Bekanntgabe m indestens eine W oche ve r­
strichen  ist.

Teühaberversiclierung bei OH. und KG.
Die Entsche idung vom  25. 4. 1928 V I  A  293/28, die 

Sie an füh ren , betont, daß es zw e ife lh a ft sein könne, ob 
e in  E inze lkau fm ann  einen Lebensversicherungsvertrag 
von Geschäfts wegen abschließen könnte . Indessen sei 
die Teilhabervers icherung  n ic h t m it  der eigenen Lebens­
versicherung eines E inze lkau fm anns zu verg le ichen. Sie 
diene dazu, fü r  den F a ll des Todes eines Gesellschalters 
die e rfo rde rlichen  baren M itte l zu r A b findung  der Erben 
des Gesellschafters zu r V e rfügung  zu haben und sei daher 
als im  Interesse der ungestörten F o rtfü h ru n g  des Ge­
werbebetriebs abgeschlossen und danach als zum  Ge­
werbebetriebe gehörig anzuerkennen.

D ie h ie r gemachte Untersche idung geht aus dem A us­
zug, den Sie m ir  eingesandt haben, n ic h t he rvo r, w o­
durch M ißverständnisse entstehen können.

W ic h tig  fü r  die buchtechnische B ehandlung und fü r  
e v tl, steuerliche A u sw irkungen  scheinen m ir  fe rne r die 
fo lgenden A usfüh rungen  der Begründung des erw ähnten

U n te rs te llt m an zunächst, daß der frag liche  Versiche­
rungsve rtrag  zum  Handelsgewerbe gehört, so is t n ich t 
zw e ife lha ft, daß bei E in t r i t t  des V ers icherungsfa lls  die 
gezahlte Versicherungsum m e das Betriebsverm ögen und 
da m it den B ilanzgew inn  des betreffenden Jahres ver­
m ehrt. Demgegenüber k o m m t eine einfache Z urechnung 
der gezahlten und als Betriebsausgaben gebuchten V er­
sicherungspräm ien zum  B ilanzgew inne  n ic h t in  Frage 
(v g l Becker, E inkom m ensteuergesetz § 17 Bern. 7 ; Teub- 
ner, S teuerarch iv  1921 S. 182 un d  W unschm ann , D eu t­
sche S teuerzeitung 1921 S. 140 und 371). B is zum  E in ­
t r i t t  des V ers icherungsfa lls  lie g t e in schwebendes Ge­
schäft vo r. Solange e in  schwebendes Geschäft von ke ine r 
Seite e r fü llt  is t, is t es regelm äßig in  der B ilan z  un te r dem 
G esichtspunkt n ic h t zu berücksichtigen, daß sich Le i­
stungen und Gegenleistungen v e rm u tlic h  ausgleichen. 
Is t  es von e iner Seite te ilweise e r fü llt ,  so k o m m t eine 
A k tiv ie ru n g  der ganzen Ausgabe u n te r dem entsprechen­
den G esichtspunkt in  Frage, daß ve rm u tlic h  der W e rt 
der Ansprüche aus dem Vertrage den W e rt der noch 
ausstehenden V erp flich tungen  um  den B etrag der Z ah ­
lu n g  überste ig t. D ie F irm a , die die einseitige Le is tung  
b e w irk t ha t, is t aber berechtig t, bei der B ilanzau fs te llung  
an Stelle des W erts  ih re r  Le is tung den geringeren M ehr­
betrag des W ertes der ih r  aus dem Vertrage zustehenden 
Ansprüche gegenüber dem W erte  ih re r  noch ausstehenden 
V e rp flich tungen  einzusetzen. Bei den sogenannten 
Schadensversicherungen lie g t es nu n  so, daß regelm äßig 
die Jahrespräm ie nach der W a h rsch e in lichke it des E in -
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t r i t ts  des Versicherungsfa lls in  dem betreffenden Jahre 
bemessen is t und daher nach A b la u f eines Jahres der V e r­
s icherungsnehm er fü r  die etwaige weitere D auer des Ver­
trags keine w e rtvo lle ren  Ansprüche besitzt, als seinen noch 
ausstehenden P räm ien Verpflichtungen en tsp rich t; fü r  
seine gezahlte P räm ie  hat er den Gegenwert dadurch e r­
lang t, daß die Versicherungsgesellschaft das ganze Jah r 
fü r  e in tre tenden Schaden h a fte t.“

Der C harakter der Te ilhabervers icherung geht h ieraus 
deu tlich  h e rvo r. Der R ückkau fsw e rt is t zu a k tiv ie re n . 
E ine A k tiv ie ru n g  ka n n  nach m einer A u ffassung  n u r 
über das V e rlus t- und G ew inn-K onto  erfo lgen. M it 
anderen W o rten  handelt es sich h ie r, w enn m an  den 
ganzen V organg im  Auge hat, u m  eine A r t  Abschre ibungs­
verfahren, bei dem der „A n la g e w e rt“  aus versteuertem  
G ewinn zusammengesetzt is t. Der A n lagew ert b le ib t 
bis zum  E in t r i t t  des V ersicherungsfa lls u n berüh rt, w a h ­
rend die „A bsch re ibungen“  dadurch re g u lie rt werden, daß 
die gezahlten P räm ien  als Betriebsausgaben abzugs­
fä h ig  sind.

E ine  weitere G ew innversteuerung kann  h iernach n u r 
dann e in tre ten , w enn der R ü ckka u fsw e rt so n ie d rig  a n ­
gesetzt is t, daß er den gezahlten und abgezogenen P rä ­
m ien, die sich sch ließ lich  in  der ausgezahlten Versiche­
rungsum m e äußern, n ic h t en tsprich t. D enn dann weist 
das T e ilhabervers icherungs-K onto  bei A u flösung  des 
K ontos im  Haben einen höheren Betrag aus, als der im  
Soll gebuchte R ückkau fsw e rt ausm acht. Dieser D it-  
ferenzsaldo w ürde dann w iederum  über V e rlus t- und 
G ew inn -K onto  auszubuchen sein und h ie r unzw e ife lha ft 
einen G ew inn zeitigen, der w iederum  steuerp flich tig  w ä ie .

Steuerpflicht einer Angestelltenreute.
D ie Bezüge aus der A ngeste lltenvers icherung  sind 

g rundsä tz lich  e inkom m ensteuerp flich tig . Anders n a tu r- 
lieh , w enn es sich um  eine reguläre K ap ita lab findung  
handelt. Diese ko m m t aber im  F rage fa ll offenbar n ich t 
in  B e tracht, v ie lm ehr w ird  eine laufende Rente gezahlt.

Diese Rente is t n ic h t lohnsteuerp flich tig , v ie lm e h r w ird  
die E inkom m ensteuer h ie rfü r  im  no rm a len  Veran lagungs­
ve rfah ren  erhoben. D er Bezieher m uß also eine E in - 
kom m ensteuere rk lä rung  abgeben.

K o m p liz ie r t w ird  die Sache dadurch, daß der Em p­
fänger der Rente die H ä lfte  der laufenden Bezüge jew e ils  
an die F irm a  a b füh rt, w e il diese auch stets die H ä lfte  
der Be iträge w ährend der Z e it der fre iw illig e n  W e ite r­
vers icherung getragen hat. Nach m einer Auffassung 
entstehen h ie rdu rch  zwei Fälle  von E inkom m ensteuer­
p flich t, da m an die W e ite rle itu n g  der H ä lfte  der Renten­
bezüge an die F irm a  steuerlich  n ic h t als S chu ldenruck­
zah lung  w ird  ansehen können. V ie lm eh r w ird  die Sache 
w o h l so gewesen sein, daß die F irm a  die von ih r  getragenen 
Beiträge, w e il sie fü r  einen A ngeste llten  gezahlt w urden, 
über e in  U nkosten-K on to , S ozia lversicherungs-K onto  o. a. 
gew innm indernd  abgebucht ha t. W enn je tz t der Ange­
ste llte  die H ä lfte  seiner Rente lau fend  an die F irm a  zah lt, 
so h a t die F irm a  h ie rdu rch  eben wegen des frühe ren  A b ­
zuges e inkom m ensteuerrech tlich  laufende Bezüge.

Daraus e rg ib t sich, daß der A ngeste llte  e inkom m en­
s teuerp flich tig  is t fü r  die Gesamtrente, die er von der 
Versicherungsansta lt bezieht, w ährend die F irm a  e in ­
kom m ensteuerp flich tig  is t fü r  die Summe, die der A n ­
gestellte lau fend  an die F irm a  zah lt. Ic h  betone noch­
m als, daß dieses Ergebnis dann vo rlie g t, wenn die F irm a  
frü h e r ih re  Be itragste ile  als abzugsfähig behandelt hat, 
w oran  w o h l n ic h t zu zw e ife ln  ist.
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